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A. Stand der Integration 

1 . Die europäische Integration hat im Berichtszeit- 
raum erhebliche Fortschritte machen können, gleich- 
zeitig aber auch Spannungen aushalten müssen. 
Neben der Weiterentwicklung in der Handelspolitik, 
der fortschreitenden Entwicklung des inneren Mark- 
tes und der Intensivierung der außenpolitischen 
Konsultationen haben vor allem zwei Ereignisse 
das Leben der Gemeinschaft bestimmt: 

— • der Erfolg bei den Erweiterungsverhandlungen 
und 

— • die Entwicklung im Bereich der Währungspoli- 
tik sowie die neuen Wirtschaftsmaßnahmen der 
USA. 

2 . Von epochaler Bedeutung für die Gemeinschaft 
ist die Tatsache, daß in den Beitrittsverhandlungen 
mit Großbritannien ein entscheidender Durchbruch 
gelungen ist. Die Erweiterung der Gemeinschaft, die 
jahrelang eines der Hauptziele aller europäischen 
Bemühungen war, ist damit greifbar nahe. 

Bis zur Sommerpause konnte sich die Gemeinschaft 
mit der britischen Delegation über nahezu alle wich- 
tigen Verhandlungspunkte einigen. Die Bundes- 
regierung hat sich in den Verhandlungen stets da- 
für eingesetzt, ohne das bisher Erreichte zu gefähr- 
den, daß Ergebnisse erzielt wurden, die auch für 
Großbritannien akzeptabel sind. Die endgültige Ent- 
scheidung über den Beitritt zur Gemeinschaft liegt 
nunmehr bei den Briten selbst. 

Nachdem über die Übergangsmaßnahmen auf dem 
gewerblichen Sektor bereits im Februar 1971 eine 
Einigung erzielt worden war, konnte man sich im 
Berichtszeitraum u. a. auch über so schwierige The- 
men wie die Finanzregelung, die Einfuhr von Milch- 
erzeugnissen aus Neuseeland und den Import von 
Zucker aus den Commonwealth-Ländern einigen. 

Entsprechend dem mit Großbritannien erzielten Ver- 
handlungsergebnis kam auch mit den Beitrittskan- 
didaten Irland, Dänemark und Norwegen eine Eini- 
gung zustande. 

Bisher noch offen geblieben sind sowohl in den Ver- 
handlungen mit Großbritannien als auch mit den 
anderen Beitrittskandidaten vor allem die Fragen 
der Fischereipolitik. Darüber hinaus muß auch noch 
über die von Norwegen beantragten Sonderrege- 
lungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft verhan- 
delt werden. Die Verhandlungspartner sind bestrebt, 
den Beitrittsvertrag bis Jahresende zu unterzeich- 
nen. 

3 . Das Bestreben, die Gemeinschaft von der Zoll- 
union zu einer Wirtschafts- und Währungsunion 
fortzuentwickeln, ist im Berichtszeitraum von aktuel- 
len währungspolitischen Ereignissen überlagert 
worden. Die schon seit längerem insbesondere in 
die Bundesrepublik einströmenden starken Dollar- 
zuflüsse nahmen gegen Ende April einen bedroh- 


lichen Umfang an und entwickelten sich immer stär- 
ker zu einer Gefahr für die Stabilität der Gemein- 
schaft. Die vor allem von der Bundesregierung 
unternommenen Versuche, die Mitgliedstaaten zu 
einer unverzüglichen gemeinsamen Abwehraktion 
auf marktwirtschaftlicher Grundlage zu bewegen, 
blieben leider erfolglos. Die daraufhin für die D- 
Mark und den Gulden unumgänglich gewordene vor- 
übergehende Freigabe der Wechselkurse fand das 
Verständnis der übrigen Mitgliedstaaten; sie machte 
gleichzeitig die Einführung eines Grenzausgleichs- 
systems für Agrarwaren und eine vorläufige Ver- 
schiebung der ursprünglich zum 15. Juni 1971 vor- 
gesehenen Verringerung der Bandbreiten zwischen 
den Währungen der Mitgliedstaaten notwendig. 

Nach der vom amerikanischen Präsidenten am 
15. August 1971 im Rahmen des neuen Wirtschafts- 
programms der USA entschiedenen Aufhebung der 
Konvertibilität des Dollars in Gold einigte sich der 
Rat am 13. September 1971 auf gemeinsame Grund- 
sätze für die nunmehr unerläßlich gewordene Re- 
form des Weltwährungssystems. Dies ist als wesent- 
licher Fortschritt zu werten. Damit ist die Gemein- 
schaft in der Lage, in den wichtigen internationalen 
Beratungen geschlossen aufzutreten und zusammen 
mit den Beitrittskandidaten die Stimme Europas ent- 
sprechend zur Geltung zu bringen. Eine Einigung 
der Mitgliedstaaten über die Voraussetzungen für 
die Wiederherstellung stabiler Wechselkursverhält- 
nisse innerhalb der Gemeinschaft wurde allerdings 
noch nicht erzielt. Die währungspolitischen Ereig- 
nisse des letzten halben Jahres dürften bei allen 
Beteiligten die Einsicht in die Schwierigkeiten, aber 
auch in die dringende Notwendigkeit einer baldigen 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union gestärkt haben. Es ist deshalb zu hoffen, daß 
es bald gelingen wird, die aktuellen Schwierigkeiten 
zu überwinden und auf der Grundlage neuer Wäh- 
rungsrelationen die EG schrittweise zu einer Stabili- 
täts- und Wachstumsgemeinschaft auszubauen. 

4 . Die jüngsten Maßnahmen der USA im Bereich 
der Handelspolitik, insbesondere die Einführung der 
Importabgabe, die Diskriminierung ausländischer 
Waren bei der steuerlichen Investitionsförderung 
sowie die steuerliche Begünstigung der amerikani- 
schen Exportwirtschaft berühren die Interessen der 
Gemeinschaft in erheblichem Umfang. Sie sind ein 
Hindernis für die weitere Entwicklung des freien 
Handelsverkehrs nicht nur mit der Gemeinschaft, 
sondern auch der übrigen Welt. Die größte Gefahr 
liegt vor allem darin, daß bei einem ähnlichen Ver- 
halten anderer Staaten ein weltweiter Handelskrieg 
entstehen kann. In dieser Situation trägt die Ge- 
meinschaft als größter Handelspartner der USA eine 
große Verantwortung. Die Bundesregierung begrüßt 
und unterstützt die bisherigen besonnenen Reak- 
tionen aller Mitgliedstaaten. Sie wird sich mit Nach- 
druck dafür einsetzen, daß es auch in Zukunft we- 
der zu einer Politik der Retorsionen noch zu einer 
Eskalation von Schutzmaßnahmen kommt. Sie wird 
vielmehr — auch im Zusammenhang mit den wäh- 
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rungspoiitischen Verhandlungen — dafür eintreten, 
daß die bisherigen und die neu eingeführten Han- 
delshemmnisse soweit und so rasch wie möglich 
abgebaut werden. 

Am 1. Juli 1971 hat die Europäische Gemeinschaft 
die allgemeinen Zollpräferenzen für Halb- und Fer- 
tigfabrikate zugunsten der Entwicklungsländer in 
Kraft gesetzt. Die EG entspricht damit als erste den 
Empfehlungen der Welthandelskonferenz über Zoll- 
präferenzen. Die Zollsenkung im Rahmen des Präfe- 
renzsysfems ist der bedeutendste handelspolitische 
Fortschritt seit dem Abschluß der Kennedy-Runde. 
Die Gemeinschaft hat hiermit ein richtungsweisen- 
des, beispielhaftes Zeichen weltoffener Politik ge- 
setzt. Sie unterstützt dadurch die entwicklungspoli- 
tischen Bemühungen, eine Steigerung der Ausfuh- 
ren der Entwicklungsländer zu erreichen und ihre 
Integration in den Welthandel zu fördern. Die Poli- 
tik der Bundesregierung hat wesentlich dazu bei- 
getragen, daß die EG auf dem Gebiet der Handels- 
politik mit der Gewährung von allgemeinen Zollprä- 
ferenzen eine neue Etappe der internationalen Zu- 
sammenarbeit mit den Entwicklungsländern einge- 
leitet hat. 

Auf dem Wege zu einer gemeinsamen Osthandels- 
politik stellt das am 26. Juli 1971 durch den Rat 
verabschiedete Schema für die Vereinheitlichung 
der autonomen Liberalisierungspolitik der Mitglied- 
staaten gegenüber Staatshandelsländern einen be- 
deutenden Fortschritt dar. 

5 . Bei der Vollendung des Gemeinsamen Marktes 
sind im Berichtszeitraum weitere Fortschritte zu ver- 
zeichnen. Mit der Verabschiedung der Richtlinien 
„Öffentliche Bauaufträge" ist es nunmehr nach etwa 
10 Jahren Vorarbeit gelungen, den Grundstein für 
die Liberalisierung und die Integrafion der Märkte 
für öffentliche Bauaufträge zu legen. Ferner konnten 
zahlreiche Richtlinien aus dem Bereich der techni- 
schen Handelshemmnisse verabschiedet werden. Mit 
einer baldigen Verabschiedung der wichtigen Nie- 
derlassungsrichtlinien „Direktversicherung" (außer 
Leben) ist zu rechnen. Auch die Arbeiten auf den 
Gebieten Arzneimittelrecht, Lebensmittelrecht und 
Veterinärrecht konnten vorangetrieben werden. 

6 . Die im Luxemburger Bericht vorgesehenen Kon- 
sultationen der Gemeinschaftsstaaten sowie der da- 
damit zusammenhängende Meinungsaustausch zwi- 
schen den Außenministern der Sechs und den vier 
Beitrittswilligen über wichtige außenpolitische Fra- 
gen wurden fortgesetzt. In vertiefter Weise wurden 
vor allem bestimmte, die Gemeinschaftsländer be- 
sonders berührende Aspekte einer KSZE und das 
Nahostproblem konsultiert. Zur Gewährleistung der 
Kontinuität und der Wirksamkeit des eigentlichen 
Konsultationsmechanismus sind eine Reihe ergän- 
zender praktischer Maßnahmen ergriffen worden, 
die zu einem sich weiferhin verdichtenden Netz 
außenpolitischer Zusammenarbeit geführt haben. 
Am 10. Juni 1971 hat der Ratspräsident erstmals vor 
dem Europäischen Parlament die jährlich vorge- 
sehene Mitteilung über den Fortgang der Arbeiten 
hinsichtlich weiterer Fortschritte in der politischen 
Einigung abgegeben. Das Kolloquium mit dessen 
Politischem Ausschuß fand erneut statt. Die Mitwir- 


kung der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft wurde verstärkt. Ihr Präsident hat zum zwei- 
ten Mal an den Ministerkonsultationen teilgenom- 
men. Darüber hinaus ist die Kommission auch an 
anderen Arbeiten beteiligt. Im übrigen beschäftig- 
ten sich die Minister, das Politische Komitee und 
deren Arbeitsuntergruppe permanent mit der Wei- 
terentwicklung der politischen Zusammenarbeit ge- 
mäß drittem Teil des Luxemburger Berichts. 


B. Ausbau der 

Europäischen Gemeinschaft 

I. Institutionelle Fragen 
Europäisches Parlament 

7 . Die Arbeiten zur Einführung allgemeiner, un- 
mittelbarer Wahlen nach einem einheitlichen Ver- 
fahren in allen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft sind fortgeführt worden. Die Bundes- 
regierung hat sich zuletzt in der Ratstagung am 
20. /21. September 1971 dafür eingesetzt, daß in die- 
ser Frage Fortschritte erzielt werden. In Kürze soll 
zu diesem Fragenkomplex ein Gespräch des Rats- 
präsidenten mit dem Vorsitzenden des Politischen 
Ausschusses des Europäischen Parlaments stattfin- 
den. 

8 . Gemäß den anläßlich der Unterzeichnung des 
Vertrages zur Änderung bestimmter Haushaltsvor- 
schriften der EG-Verträge am 22. April 1970 gefaß- 
ten Entschließungen wurde die Verbesserung der 
Zusammenarbeit zwischen Rat und Europäischem 
Parlament bei Rechtsakten mit finanzieller Auswir- 
kung und im Rahmen des Haushaltsverfahrens in 
Angriff genommen. 

9 . Folgende Sitzverteilung ist im Europäischen Par- 
lament nach erfolgtem Beitritt der Beitrittskandida- 
ten zur Gemeinschaft vorgesehen: 

Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien und 
Vereinigtes Königreich je 36 Sitze, Belgien und 
Niederlande je 14 Sitze, Dänemark, Irland und Nor- 
wegen je 10 Sitze und Luxemburg 6 Sitze. Insgesamt 
wird sich das Parlament dann aus 208 Abgeordneten 
(bisher 142) zusammensetzen. 

Rat 

10 . Bis zum 30. Juni 1971 hatte Frankreich im Rat 
der Europäischen Gemeinschaft turnusgemäß den 
Vorsitz inne. 

Für die zweite Jahreshälfte 1971 ging der Vorsitz an 
Italien. 


Kommission 

11 . Nach erfolgtem Beitritt der Beitrittskandidaten 
zur Gemeinschaft wird die Kommission aus insge- 
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samt 14 (bisher neun) Mitgliedern bestehen. Deutsch- 
land, Frankreich, Italien und das Vereinigte König- 
reich stellen dann je zwei Mitglieder und Belgien, 
Dänemark, Irland, Luxemburg, Niederlande, Nor- 
wegen je ein Mitglied. 


Außenbefugnis der Gemeinschaft 

12 . Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft 
hat in einem Urteil vom 31. März 1971 eine Entschei- 
dung getroffen, die wesentliche Auswirkungen auf 
die Entwicklung der Kompetenzen der Gemeinschaft 
im Außenbereich hat. In der Rechtssache ging es 
um die Frage der Nichtigkeitserklärung eines Rats- 
beschlusses über die Behandlung und den Abschluß 
des Europäischen Übereinkommens über die im 
internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahr- 
zeugbesatzungen (AETR). Nach dem Urteil besteht 
ein enges Verhältnis zwischen der internen und 
externen Befugnis der Gemeinschaft. Der Gerichts- 
hof verwirft die Auffassung, nach der die Außen- 
befugnisse der Gemeinschaft an eine ausdrückliche 
Übertragung im Vertrag gebunden sind und legt 
als Grundsatz fest, daß eine Außenbefugnis der Ge- 
meinschaft in allen Bereichen besteht, in denen im 
Rahmen einer gemeinsamen Politik auf interner 
Ebene gemeinsame Vorschriften erlassen worden 
sind. 

Angesichts der in vielen Bereichen zu entwickelnden 
gemeinschaftlichen Politiken wird dieses Urteil ganz 
erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung der 
Außenbefugnisse der Gemeinschaft haben. 

Delegation der Kommission in den USA 

13 , In den Vereinigten Staaten wird eine Delega- 
tion der Kommission der EG eingerichtet. Sämtliche 
Dienststellen der Kommission in Washington und 
New York (Verbindungsbüro und Informationsbüro) 
unterstehen unmittelbar dem Leiter der Delegation. 
Es ist vorgesehen, daß der ehemalige italienische 
Botschafter Mazio noch im Oktober 1971 seine 
Tätigkeit als Leiter der Delegation in Washington 
aufnimmt. Der Leiter der Delegation soll mit den 
amerikanischen Behörden Verbindungen auf den in 
die Zuständigkeit der Kommission fallenden Gebie- 
ten aufnehmen. 

Die jüngsten amerikanischen Wirtschaftsmaßnah- 
men unterstreichen die Notwendigkeit eines umfas- 
senden und intensiven Dialogs zwischen der EG 
und den USA. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Ausbau zur Wirtschafts- und Währungsunion 
1. Währungspolitische Ereignisse 

14 . Nach den Beschlüssen des Ministerrates vom 
22. März 1971 zur stufenweisen Verwirklichung der 


Wirtschafts- und Währungsunion traten vor allem 
im Bereich der Währungspolitik Ereignisse ein, die 
in ihren Auswirkungen auch für die Gemeinschaft 
von erheblichem Gewicht sind. 

a) Schon seit Mitte 1970 waren starke Devisenzu- 
flüsse in die Gemeinschaft zu beobachten (davon 
über 50 Vo in die BRD). Allein die Netto-Wäh- 
rungsreserven der BRD waren von Dezember 
1969 bis Ende April 1971 um rd. 34,3 Mrd. DM 
auf rd. 60,7 Mrd. DM angewachsen. Bis zur vor- 
übergehenden Schließung der Devisenbörsen am 
5. Mai 1971 mußte die Bundesbank zur Kursstüt- 
zung zusätzlich Dollars im Wert von 7,8 Mrd. 
DM aufkaufen. 

Diese anhaltenden Geldzuflüsse verstärkten den 
in allen Mitgliedstaaten zu beobachtenden Preis- 
und Kostenanstieg und schränkten die internen 
konjunkturpolitischen Steuerungsmöglichkeiten 
weitgehend ein. Diese Entwicklung stand in ein- 
deutigem Widerspruch zu Artikel 104 EWG-Ver- 
trag, zum 3. Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik und zu den beschlossenen Zie- 
len der Wirtschafts- und Währungsunion (Stabi- 
litäts- und Wachstumsgemeinschaft). 

b) Angesichts dieser Entwicklung setzte sich die 
Bundesregierung bereits auf der Konferenz der 
Wirtschafts- und Finanzminister der EG am 
26. /27. April 1971 in Hamburg für eine sofortige 
Gemeinschaftsaktion der EG-Staaten ein. Leider 
kam es in Hamburg nicht zu dieser Gemein- 
schaftsaktion. In der nach der Börsenschließung 
kurzfristig einberufenen Ratstagung am 8./9. Mai 
1971, unterbreitete die deutsche Delegation er- 
neut konkrete Vorschläge für ein konzertiertes 
Vorgehen der Gemeinschaft; 

— Alle Mitgliedsländer gehen zu einem zeitlich 
befristeten und im Ausmaß begrenzten kon- 
zertierten Floating ihrer Währungen gegen- 
über dem Dollar über, bei gleichzeitiger Bei- 
behaltung und — ab 15. Juni 1971 — auch 
Verengung der Bandbreiten zwischen den 
Währungen der Mitgliedstaaten. 

— Mit der innergemeinschaftlichen Verringe- 
rung der Schwankungsbreite der Währungen 
könnte zu Interventionen in Gemeinschafts- 
währungen übergegangen werden, wobei 
gleichzeitig der monetäre Beistand wirksam 
werden sollte. 

Diese deutschen Vorschläge standen nicht nur 
in vollem Einklang mit den Beschlüssen zur 
Wirtschafts- und Währungsunion, sie hätten auch 
das Agrarmarktsystem unberührt gelassen. Im 
Hinblick auf die Wirtschafts- und Währungs- 
union wäre es sogar zu einem entscheidenden 
Fortschritt gekommen. 

Die Vorschläge der deutschen Delegation fanden 
leider nicht die Zustimmung des Rates. Nach 
schwierigen Verhandlungen erklärte der Rat je- 
doch sein Verständnis dafür, daß in gewissen 
Fällen die von übermäßigen Kapitalzuflüssen 
betroffenen Länder „für eine begrenzte Zeit die 
Schwankungsbreiten der Wechselkurse ihrer 
Währungen erweitern können”. Gleichzeitig 
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kam er überein, daß diese Aktion durch geeig- 
nete Maßnahmen verstärkt werden soll, „um 
die übermäßigen Kapitalzuflüsse zu entmutigen 
und ihre Auswirkungen auf die innere monetäre 
Situation zu neutralisieren". Um eventuelle Stö- 
rungen im Handelsverkehr mit landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen abzuwehren, sollte ein 
Grenzausgleichssystem eingeführt werden. Die 
entsprechenden Beschlüsse faßte der Minister- 
rat am 12. Mai 1971. 

c) Auf der Grundlage dieser Entschließung enU 
schied die Bundesregierung — ebenso wie die 
Regierung der Niederlande — , vom 10. Mai 1971 
ab den Wechselkurs ihrer Währung freizugeben. 

d) In der Wirtschafts- und Finanzministerkonferenz 
bzw. Ratstagung am 1./2. Juli 1971 standen neben 

— einem Kommissionsvorschlag für eine Ge- 
meinschaftsrichtlinie zur Vervollständigung 
und Anwendung von Maßnahmen zur Beein- 
flussung der internationalen Kapitalströme 
auch 

— Vorschläge der deutschen und italienischen 
Delegation für eine Gemeinschaftsinitiative 
im IWF für eine mäßige Erweiterung der 
Bandbreiten und ihre Ausnutzung im Außen- 
verhältnis der Gemeinschaft 

zur Beratung. 

Der Kommissionsvorschlag fand zwar bei allen 
Delegationen grundsätzlich Zustimmung, der von 
5 Delegationen und der Kommission bejahte Zu- 
sammenhang zwischen beiden Themen wurde 
jedoch von Frankreich nicht anerkannt. Wegen 
dieser Meinungsverschiedenheit konnte der 
Richtlinienentwurf der Kommission nicht verab- 
schiedet werden. Die deutsche Delegation kün- 
digte jedoch an, daß die Bundesrepublik auch 
ohne Gemeinschaftsrichtlinie im vorgesehenen 
Sinne handeln und deshalb im Parlament einen 
Gesetzentwurf zur Einführung eines Bardepots 
einbringen werde. 

e) Eine neue Situation entstand für die Gemein- 
schaft durch die von Präsident Nixon am 15. Au- 
gust verkündeten wirtschafts- und währungspoli- 
tischen Entscheidungen der USA, insbesondere 
durch 

— die sofortige Aufhebung der Konvertibilität 
des Dollars in Gold 

— die vorübergehende Einfuhrabgabe von 10 Vo 

— den Steuernachlaß in Höhe von 10 für Neu- 
investitionen amerikanischer Güter; ab 
15. August 1972 5 Vo. 

Als Folge dieser Maßnahmen wurden die Devi- 
senbörsen in der Gemeinschaft am 16. August 
1971 geschlossen. 

f) Aufgrund dieser Ereignisse trat der Rat der EG 
am 19. August 1971 zusammen, um die Lage zu 
beraten. Von den Beneluxländern und der deut- 
schen Delegation wurden im Verlauf der Sitzung 
Vorschläge für ein Sofortprogramm der Gemein- 
schaft vorgelegt; die deutschen Vorschläge 


stimmten dabei in der Sache weitgehend mit de- 
nen der Beneluxstaaten überein. 

Der deutsche Vorschlag enthielt folgende 
Punkte: 

- — ■ Initiative der EG für ein weltweites Realign- 
ment als Grundlage für die Reform des Welt- 
währungssystems 

— Vereinbarung provisorischer De-facto-Pari- 
tätsrelationen innerhalb der Gemeinschaft bis 
zur endgültigen Festlegung neuer Paritäten 
im IWF 

— Sicherung der bisherigen (vor der Wechsel- 
kursfreigabe geltenden) maximalen Schwan- 
kungsbreite von ± 1,5 ^/o der EWG-Währun- 
gen untereinander 

— Freigabe der Wechselkurse gegenüber den 
Währungen von Drittländern mit Absicherung 
gegen extreme Kursausschläge 

— Bereitschaft, mit anderen Ländern über deren 
Teilnahme an diesem System zu verhandeln 

— Tolerierung eines gesonderten Marktes für 
Kapitaltransaktionen {Marktspaltung) in eini- 
gen Ländern als Mittel der Spekulationsab- 
wehr: aber keine Verpflichtung für alle Mit- 
gliedstaaten zur Einführung eines solchen 
Instrumentes. 

Leider konnte sich der Rat über diese Vorschläge 
nicht einigen. Übereinstimmung bestand jedoch 
in einigen wichtigen Punkten: 

— Der Rat sprach sich grundsätzlich für eine 
Reform des internationalen Währungssy- 
stems und insbesondere für eine Neugestal- 
tung der Paritäten aus. 

— Der Rat kam überein, daß sich die Devisen- 
kurse weiterhin in einigen Ländern der Ge- 
meinschaft frei auf einem einzigen Devisen- 
markt und in anderen auf einem gespaltenen 
Devisenmarkt bilden. 

— Der Rat beauftragte den Ausschuß der Zen- 
tralbankpräsidenten und den Währungsaus- 
schuß, die Entwicklung der Devisenmärkte in 
den Ländern der Gemeinschaft zu verfolgen, 
um kurzfristige Vorschläge für Interventions- 
techniken vorzulegen, die eine schrittweise 
Verringerung der Bandbreiten zwischen den 
Gemeinschaftswährungen fördern sollen. 

g) Die Devisenbörsen in den Ländern der Ge- 
meinschaft wurden am 23. August 1971 wieder 
geöffnet. Seither wird ein zumindest begrenztes 
Floating außer in der BRD auch in Italien und 
den Beneluxländern (bei fixierten Relationen 
zwischen den Beneluxstaaten) praktiziert. Frank- 
reich hat dagegen (wie schon früher Belgien) ab 
23. August 1971 den Devisenmarkt gespalten: 

— einerseits für den Handelsverkehr Abwick- 
lung auf der Basis der bisherigen Gold- bzw. 
Dollarparität 

— andererseits für Finanztransaktionen freie 
Wechselkursbildung. 
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h) Zur weiteren Beratung der Währungsprobleme 
hatte der Rat vereinbart, am 13, September er- 
neut zusammenzutreten. Zur Vorbereitung dieser 
Sitzung fanden zahlreiche bilaterale Gespräche 
zwischen den Regierungen der EG und auch mit 
Großbritannien statt. Für die Ratstagung legte 
die Kommission den Delegationen eine Mittei- 
lung über die Probleme im Zusammenhang mit 
der gegenwärtigen Währungslage vor. Sie ent- 
hielt Vorschläge für die Haltung der Mitglied- 
staaten in den bevorstehenden Beratungen der 
Zehnergruppe und des IWF sowie Vorschläge 
für eine europäische Interimslösung. 

Die Vorschläge der Kommission für eine Inte- 
rimslösung der Gemeinschaft wurden vom Rat 
— wie von der Kommission vorgeschlagen — 
zur Prüfung an den Währungsausschuß und an 
den Ausschuß der Zentralbankpräsidenten über- 
wiesen mit dem Auftrag, möglichst bald nach der 
IWF-Konferenz in Washington das Prüfungser- 
gebnis dem Rat vorzulegen. Sie sollen im Okto- 
ber oder November erneut behandelt werden. In 
diesem Zusammenhang stimmten alle Delegatio- 
nen und die Kommission darin überein, daß sich 
von den unterschiedlichen Systemen, die die Mit- 
gliedstaaten gegenwärtig anwenden (Floating/ 
gespaltener Devisenmarkt mit und ohne Devisen- 
kontrolle), zumindest bisher keine schwerwie- 
genden Störungen des Handels — auch mit 
Agrarprodukten — ergeben haben. Die Kommis- 
sion hat dem Rat einen Sonderbericht über die 
Konsequenzen der jetzigen Lage für das Funk- 
tionieren des gemeinsamen Agrarmarktes vor- 
gelegt. 

Eingehend beschäftigte sich der Rat mit der Er- 
arbeitung einer gemeinsamen Position für die 
Währungsgespräche in der Zehnergruppe und 
im IWF. Dabei wurden folgende gemeinsame 
Grundsätze für diese Verhandlungen festgelegt: 

1. Beachtung des Prinzips festgelegter Paritäten, 
die allerdings geändert werden müssen, so- 
bald festgestellt ist, daß sie nicht mehr reali- 
stisch sind. 

2. Differenzierte Neuangleichung der Paritätsre- 
lationen (Realignment) der Industrieländer 
einschließlich des Dollars unter Berücksichti- 
gung der gegenwärtigen und voraussehbaren 
Wirtschaftslage der einzelnen Länder. (Die 
deutsche Delegation sprach sich gegen eine 
ausschließliche Erwähnung des Dollars aus.) 

3. Begrenzte Erweiterung der Bandbreiten der 
Wechselkurse, um der Wirkung von Zinsdif- 
ferenzen entgegenzutreten, sowie geeignete 
Maßnahmen, um destabilisierende kurzfri- 
stige Kapitalströme zu entmutigen. 

4. Die internationale Liquidität wird weiterhin 
auf Gold beruhen und zu einem wachsenden 
Teil auf Reserveinstrumenten, die auf inter- 
nationaler Ebene kollektiv geschaffen und 
verwaltet werden; dies erfordert die Anpas- 
sung und die Weiterentwicklung des System 
der Sonderziehungsrechte in Verbindung mit 
einer schrittweisen Verminderung der Bedeu- ! 


tung nationaler Währungen als Reservein- 
strument. 

5. Sicherung des Gleichgewichtes im internatio- 
nalen Zahlungsverkehr durch ausnahmslose 
Respektierung der Verpflichtungen und Be- 
dingungen des Zahlungsbilanzanpassungspro- 
zesses durch alle Länder und Ländergruppen. 

6. Notwendigkeit einer Stärkung der Institution 
des IWF. 

7. Forderung nach Beseitigung der amerika- 
nischen Importabgabe. 

i) Die EG-Mitgliedsländer haben am 15. und 
16. September diese Grundsätze in der Konfe- 
renz der Zehnergruppe im IWF in London ver- 
treten. Sie haben dabei die grundsätzliche Un- 
terstützung Großbritanniens, Kanadas und 
Schwedens erhalten. Die Vereinigten Staaten ha- 
ben eine Änderung der Dollarparität erneut ab- 
gelehnt und die Abschaffung der Importabgabe 
von einer Sanierung der US-Zahlungsbilanz ab- 
hängig gemacht. Japan hat sich zwar grundsätz- 
lich zu einer Beteiligung an einer konzertierten 
Aktion auf der Grundlage eines multilateralen 
Übereinkommens bereit erklärt. Eine Erleichte- 
rung von Paritätsänderungen hat Japan grund- 
sätzlich aber abgelehnt. 


2. Verstärkung der Zusammenarbeit im Bereich der Wäh- 
rungspolitik und der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 

a) Währungspolitik 

15 . Die Fortentwicklung der Gemeinschaft zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion — entsprechend 
den Ratsbeschlüssen vom 22. März 1971 — wurde 
überlagert durch die aktuellen währungspolitischen 
Ereignisse. Wenngleich es trotz der vielfachen Be- 
mühungen der BRD noch nicht gelungen ist, eine 
innergemeinschaftliche Lösung im Währungsbereich 
zu finden, so ist doch die grundsätzliche Einigung 
des Ministerrates über eine gemeinsame Verhand- 
lungslinie für die Beratung in der Zehnergruppe und 
im IWF im Hinblick auf eine Reform des Weltwäh- 
rungssystems als ein Fortschritt anzusehen. 

Die gegenwärtige Situation gibt der Gemeinschaft 
die Möglichkeit, die angestrebte Reform des Welt- 
währungssystems in der Weise zu beeinflussen, daß 
dauerhafte Lösungen gefunden werden, die auch 
für die aufzubauende Wirtschafts- und Währungs- 
union ein besseres Fundament bilden. 

b) Konjunkturpolitik 

16 . Aufgrund der Beschlüsse des Ministerrates vom 
22. März 1971 über die Verstärkung der Koordinie- 
rung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten trat der Rat am 15. Juni 1971 in 
Luxemburg zusammen, um 

— die Wirtschaftspolitik des laufenden Jahres zu 
überprüfen und 
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- kompatible Orientierungsdaten für die wesent- 
lichen Teile der Vorwirtschaftsbudgets festzu- 
legen. 

Für diese Ratstagung hatte die Kommission ein 
Memorandum „über die Ausrichtung der kurzfristi- 
gen Wirtschaftspolitik, die wesentlichen Teile der 
Wirtschaftsbudgets und die quantitativen Orientie- 
rungsdaten für die öffentlichen Gesamthaushalte für 
1972" vorgelegt. Darin stellte die Kommission fest, 
daß trotz verringerter Spannungen zwischen Nach- 
frage und Angebot der Kosten- und Preisauftrieb in 
der Gemeinschaft besorgniserregend stark geblieben 
sei. In ihren allgemeinen Leitlinien für die kurzfri- 
stige Wirtschaftspolitik betonte die Kommission, daß 
die Mäßigung des Kosten- und Preisauftriebs wirt- 
schaftspolitisches Hauptziel bleiben müsse. Nach 
Auffassung der Kommission würde sich bei einem 
Anhalten der diagnostizierten Tendenzen die Ge- 
meinschaft mit Sicherheit vom Ziel des „Wachstums 
bei Stabilität" entfernen. 

Um den Preis- und Kostensteigerungen entgegen- 
zuwirken, schlug die Kommission eine strenge Geld- 
und Kreditpolitik der Mitgliedsländer, verbunden 
mit Maßnahmen zur Abwehr extremer Kapitalzu- 
flüsse, vor. Außerdem wurde eine strenge Haus- 
haltsgebarung für 1971 und eine zurückhaltende 
öffentliche Ausgabenpolitik für 1972 von der Kom- 
mission für erforderlich gehalten. Die Zuwachsraten 
der öffentlichen Ausgaben sollten sich 1972 im Rah- 
men der Zuwachsraten des nominalen Bruttosozial- 
produkts bewegen. 

Der Ministerrat stimmte darin überein, daß der 
Wiedererlangung der Stabilität gegenwärtig und 
auf absehbare Zeit eindeutig Priorität eingeräumt 
werden muß. Die im Memorandum der Kommission 
angegebenen allgemeinen Orientierungen fanden 
die Zustimmung aller Delegationen. Ebenso machte 
sich der Rat die angeführten Schlußfolgerungen der 
Kommission zu eigen. 

Eingehend erörterte der Rat auch eine von der Kom- 
mission im Anschluß an die Aussprache vorgelegte 
Empfehlung, die für 1972 quantifizierte Orientie- 
rungsdaten u. a. für die Preis- und Einkommensent- 
wicklung und das Wachstum der öffentlichen Aus- 
gaben vorsah. Die Verabschiedung dieser Empfeh- 
lung kam jedoch, trotz eines starken Drängens der 
deutschen und der französischen Delegation leider 
nicht zustande, weil einige andere Delegationen eine 
zu starke Einengung insbesondere ihrer Finanzpoli- 
tik für 1972 befürchteten. 

Zu einer weiteren Prüfung der Wirtschaftslage wird 
der Rat im 4. Quartal 1971 zusammentreten. Es ist 
vorgesehen, daß er auf dieser Sitzung den Jahres- 
bericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 
berät und dabei Leitlinien festlegt, die die Mitglied- 
staaten bei ihrer Wirtschaftspolitik im Jahre 1972 zu 
beachten haben. 

c) Uaushaltspolitik 

17 . Der Ausschuß für Haushaltspolitik untersuchte 
im Auftrag der Finanz- und Wirtschaftsminister der 
Gemeinschaft die Elemente der öffentlichen Haus- 


haltspläne, die im Rahmen der Wirtschafts- und 
Währungsunion vorrangig koordiniert werden kön- 
nen. Der Ausschuß hat dazu einen Zwischenbericht 
auf der Konferenz der EWG-Finanzminister in Ham- 
burg vorgelegt. Die Minister haben die Vorschläge 
zur Definition des Haushaltssaldos gebilligt und den 
Ausschuß gebeten, die Arbeiten an der Erstellung 
weiterer brauchbarer Beurteilungskriterien fortzu- 
setzen. , 

Weitere Schwerpunkte der Arbeit des Ausschusses 
bildeten die Beratungen der Haushaltslage in den 
Mitgliedstaaten und die von der Kommission vor- 
gelegte Dreijahresprojektion des Gemeinschafts- 
haushalts. Zu der Projektion hat der Ausschuß 
inzwischen eine Stellungnahme an den Rat abgege- 
ben. 

Um die Diskussion über die Methoden des Planning- 
Programming-Budgeting-Systems, die bereits seit 
einiger Zeit geführt wird, zu intensivieren und anzu- 
regen, wurde im Mai 1971 ein Kolloquium mit 
Experten veranstaltet. Themen dieses Kolloquiums 
waren 

— Überlegungen zur mittelfristigen und langfristi- 
gen Ausgabenplanung und deren Einfluß auf die 
Vorbereitung der Haushaltsentscheidungen 

— Ausarbeitung, Durchführung und Ausführungs- 
kontrolle der Programmbudgets 

— Anwendungsbereich der Nutzen-Kosten- Analy- 
sen in der öffentlichen Verwaltung. 

Künftig wird der Ausschuß neue Aufgaben im Zu- 
sammenhang mit der angestrebten Verstärkung der 
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
erhalten. Es ist vorgesehen, daß der Haushaltsaus- 
schuß jeweils vor den entsprechenden Ratstagungen 
konsultiert wird. 


3. Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

18 . Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik hat sich sehr eingehend mit dem Bericht der 
Sachverständigengruppe für mittelfristige wirt- 
schaftliche Perspektiven über die makroökono- 
mische Entwicklung und die wirtschaftspolitischen 
Probleme in der Gemeinschaft bis 1975 befaßt, der 
inzwischen auch veröffentlicht worden ist. Da die 
quantitativen Grundlagen des Berichts schon mehr- 
fach vom Ausschuß diskutiert wurden und auch 
ihren Niederschlag im dritten Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik gefunden haben, 
hat sich der Ausschuß vor allem mit den im Bericht 
aufgezeigten Schwierigkeiten auseinandergesetzt, 
die sich bei der Abstimmung der nationalen Pro- 
jektionen ergeben haben. Schließlich erörterte der 
Ausschuß die Möglichkeiten für die Realisierung 
kompatibler Wirtschaftsentwicklungen auf Gemein- 
schaftsebene und hat der Sachverständigengruppe 
bestimmte Schwerpunkte für ihre künftigen Arbei- 
ten vorgeschlagen. 

Zugleich hat der Ausschuß zwei Berichte seiner Ar- 
beitsgruppe Einkommenspolitik verabschiedet und 
zur Veröffentlichung freigegeben. Während der Be- 
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rieht „Entstehung, Umverteilung und Verwendung 
der Einkommen in der Gemeinschaft" einen aus- 
führlichen Überblick über die Organisation der So- 
zialpartner und die Beratungen der zentralen Trä- 
ger der Einkommenspolitik, die Politik im Bereich 
der verschiedenen Einkommensarten und die Infor- 
mation und Koordinierung innerhalb des Staates 
gibt, sind im Bericht „Politik der sozialen Siche- 
rung" die wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
der Sozialversicherung auf Gemeinschaftsebene 
untersucht worden, die sich im Hinblick auf die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik ergeben. Auch den 
von seiner Arbeitsgruppe Außenwirtschaftspolitik 
vorgelegten Bericht über „Die Hauptprobleme der 
Handelspolitik in der Gemeinschaft" hat der Aus- 
schuß gebilligt und inzwischen dem Rat und der 
Kommission übermittelt, wobei er darauf hinge- 
wiesen hat, daß bestimmte Vorschläge dieses Be- 
richts noch konkretisiert werden sollten. 

Im Frühjahr 1971 hat der Ausschuß die Prüfung der 
nationalen Wirtschaftspläne wieder aufgenommen 
und bisher die mittelfristigen Programme von 
Frankreich, Italien und Belgien erörtert. Dabei ist 
ein besonderes Gewicht auf die Vereinbarkeit der 
nationalen Programmierungsarbeiten mit den 
Orientierungsdaten und Leitlinien des dritten Pro- 
gramms gelegt worden. 

Zudem hat der Ausschuß begonnen, die strukturel- 
len Probleme in der Gemeinschaft näher zu unter- 
suchen. Einerseits ist daran gedacht, eine systema- 
tische Analyse der strukturellen Disparitäten im 
Bereich der Regionalpolitik und der Beschäftigungs- 
politik durchzuführen. Andererseits soll auch der 
Versuch unternommen werden, ein strukturpoliti- 
sches Indikatorsystem auszuarbeiten, das eine be- 
sondere Beurteilung der strukturpolitischen Situa- 
tion und der künftigen strukturellen Entwicklung in 
der Gemeinschaft ermöglicht. 


III. Wettbewerbspolitik 
Absprachen und Marktmacht 

19 . Die Vorschläge der Kommission für eine Ver- 
ordnung über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 
des EWG-Vertrages auf Gruppen von Vereinbarun- 
gen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmte Ver- 
haltensweisen sowie für eine Verordnung zur Än- 
derung der Meldevorschriften der Verordnung 
Nr. 17 wurden inzwischen mit den Stellungnahmen 
des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses dem Rat zur Beschlußfassung 
zugeleitet. Die Bundesregierung unterstützt diese 
Vorschläge, die auf eine Erleichterung der lei- 
stungssteigernden Kooperation zwischen kleinen 
und mittleren Unternehmen abzielen. Die Grund- 
linie der deutschen Kartellgesetznovelle, die gegen- 
wärtig im Bundestag beraten wird, stimmt damit 
überein. 

Bei der Anwendung der Artikel 85 und 86 des 
EWG-Vertrages hat die Kommission weitere Fort- 


schritte gemacht. Im Berichtszeitraum erging die 
erste Mißbrauchsentscheidung nach Artikel 86 
EWG-Vertrag; ferner leitete die Kommission ein 
Verfahren ein, in dem die Anwendbarkeit des Ar- 
tikels 86 auf wettbewerbsbeschränkende Konzen- 
trationsvorgänge getestet werden soll. 


Beihilfen 

20 . Die Kommission hat dem Rat in einer Mit- 
teilung Grundsätze für die Koordinierung der all- 
gemeinen Beihilferegelungen der Mitgliedstaaten 
mit regionaler Zielsetzung vorgeschlagen. Ziel die- 
ser Grundsätze, zu deren Einhaltung sich die Mit- 
gliedstaaten in Form einer Entschließung der im Rat 
vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten verpflich- 
ten sollen, ist es, die Regionalbeihilfen der Mit- 
gliedstaaten überschaubarer zu gestalten und ein 
gegenseitiges überbieten zu verhindern. Kernstück 
der Regelung, die zunächst nur für die Zentral- 
gebiete der Gemeinschaft (Benelux, Deutschland 
außer Zonenrandgebiet, Italien außer Mezzogiorno, 
Frankreich außer West- und Südwestfrankreich) gel- 
ten soll, ist die Festlegung einer einheitlichen Ober- 
grenze der Fürderintensität und die Verpflichtung, 
undurchsichtige Beihilfen durchsichtig zu gestalten 
oder abzuschaffen. Die Bundesregierung begrüßt 
und unterstützt die Initiative der Kommission. 

Auf dem Gebiet der sektoralen Beihilfen hat die 
Kommission ein für den Beihilfenbereich neues 
Instrument entwickelt: Sie hat in ihrem sogenann- 
ten „Gemeinschaftsrahmen" für Beihilfen zugunsten 
der Textilindustrie den Mitgliedstaaten mitgeteilt, 
welche Arten von Beihilfen sie unter bestimmten 
Voraussetzungen mit Artikel 92 ff. des EWG-Vertra- 
ges für vereinbar hält. 

Die Kommission gibt damit ihre beabsichtigte Ver- 
waltungspraxis im Rahmen ihrer Entscheidungs- 
kompetenz über Beihilfen den Mitgliedstaaten be- 
kannt, um ihnen „eine Orientierungshilfe bei der 
Konzeption solcher Maßnahmen" und sich selbst 
„Leitlinien für die Beurteilung" zu geben. Die Bun- 
desregierung hofft, daß es der Kommission gelingt, 
die einschränkenden Voraussetzungen für die Zu- 
lässigkeit bestimmter Arten von Beihilfen so strikt 
zu interpretieren, daß eine unerwünschte Zunahme 
der Beihilfen im Textilsektor vermieden werden 
kann. 


IV. Steuerpolitik 

21 . Im Rahmen des laufenden Gedankenaustau- 
sches über Reformmaßnahmen im Steuerbereich der 
Mitgliedstaaten, der auf deutsche Initiative im Aus- 
schuß der Leiter der nationalen Steuerverwaltungen 
stattfindet, wurde deutscherseits ein Überblick über 
die Ziele der nationalen Steuerreform gegeben. Da- 
bei wurde darauf hingewiesen, daß die deutsche 
Steuerreform im Einklang mit den sich innerhalb 
der Gemeinschaft abzeichnenden. Harmonisierungs- 
tendenzen durchgeführt werden soll. 
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Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

22 . Die weiteren Harmonisierungsarbeiten sind in 
erster Linie darauf ausgerichtet, die einheitliche 
Bemessungsgrundlage zu bestimmen, die für die 
eigenen Einnahmen der Europäischen Gemeinschaft 
aus der Umsatzsteuer aufgrund des Ratsbeschlusses 
vom 21. April 1970 maßgebend sein soll. Hierbei ist 
insbesondere eine Vereinheitlichung des Anwen- 
dungsbereichs der Umsatzsteuer und der Steuerbe- 
freiungen erforderlich. 

Daneben wurden die Untersuchungen über die 
budgetären, wirtschaftlichen und sozialen Auswir- 
kungen einer Annäherung der Steuersätze in den 
einzelnen Mitgliedstaaten fortgeführt. Eine weit- 
gehende Angleichung der Steuersätze sowie eine 
Vereinheitlichung der ermäßigt zu besteuernden 
und zu befreienden Leistungen ist Voraussetzung 
für die Aufhebung der Steuergrenzen als Endziel 
der Harmonisierung. Die Ergebnisse der Unter- 
suchungen werden bis Anfang 1972 erwartet. 


Verbrauchsteuern 

23 . Die Arbeiten zur Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern sind auch während des Berichtszeit- 
raums weitergeführt worden. 

Hervorzuheben ist, daß auf dem Gebiete der Tabak- 
steuer der Steuertarif für Zigaretten in der BRD 
nunmehr den Grundsätzen entspricht, die in einer 
Entschließung des Ministerrates vom 21. April 1970 
für die erste Harmonisierungsphase auf dem Gebiet 
der Tabaksteuer festgelegt worden sind. Am 
1, August 1971 ist das Zehnte Gesetz zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes in Kraft getreten. Zu den 
wesentlichen Änderungen, die das Gesetz enthält, 
gehört die Umgestaltung der Steuertarife für Ziga- 
retten und Rauchtabak. Die Bundesregierung ist da- 
mit der erste Mitgliedstaat, der die Entschließung 
vom 21. April 1970 durchgeführt hat. Der Steuer- 
tarif für Rauchtabak ist — im Vorgriff auf die Har- 
monisierung — nach den gleichen Grundsätzen wie 
der Zigarettensteuertarif gestaltet worden. 


Direkte Steuern 

24 . Auf dem Gebiet der direkten Steuern liegen als 
konkrete Harmonisierungsvorschläge bisher die 
beiden Richtlinienentwürfe der Kommission für 
die europäische Unternehmenskonzentration vor 
(Drucksache V/3774). Die beiden Richtlinienentwürfe 
werfen weitreichende steuerliche, wirtschafts- und 
gesellschaftspolitische Probleme auf, über die dem 
Rat Berichte vorliegen. Der Rat wird dazu in Kürze 
eine Grundsatzdiskussion führen. Das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
haben bereits Entschließungen gefaßt. Auch der 
Bundesrat hat Empfehlungen an die Bundesregie- 
rung gerichtet. Der Deutsche Bundestag hat die bal- 


dige Verabschiedung der Konzernrichtlinie gefor- 
dert. 

25 . Im Rahmen der Arbeiten zur Wirtschafts- und 
Währungsunion stehen die Harmonisierung der di- 
rekten Steuern, die einen unmittelbaren Einfluß 
auf die Kapitalbewegungen haben und die Harmoni- 
sierung der Körperschaftsteuer im Vordergrund. Für 
den erstgenannten Bereich liegt ein Memorandum 
der Kommission über Anpassungsmaßnahmen auf 
dem Gebiet der direkten Steuern zur Förderung 
der Entwicklung und Verflechtung der Wertpapier- 
märkte in der EWG (Dokument R/421/69) vor. Zur 
Harmonisierung der Körperschaftsteuersysteme be- 
müht sich die Kommission um die Erarbeitung von 
konkreten Vorschlägen. 

Auf diesem Gebiet besteht eine enge Parallele zu 
deutschen Überlegungen für die kommende Steuer- 
reform. Bisher ist bei der Harmonisierung der Kör- 
perschaftsteuersysteme noch nicht hinreichend ge- 
klärt, wie weit die Harmonisierungsmaßnahmen 
reichen sollen. Doch sprechen alle Anzeichen dafür, 
daß zunächst lediglich die Harmonisierung des Be- 
steuerungsverfahrens in Aussicht steht. Die seit län- 
gerer Zeit erwarteten konkreten Vorschläge der 
Kommission zur Harmonisierung der Körperschaft- 
steuersysteme stehen bisher immer noch aus. Die 
Bundesregierung hat sich dafür ausgesprochen, bei 
der Reform der Körperschaftsteuer das System des 
gespaltenen Satzes durch ein System der Voll- 
anrcchnung zu ersetzen. Sie betrachtet ein prak- 
tikables Anrechnungsverfahren als geeignete Grund- 
lage für die materielle Harmonisierung der Körper- 
schaftsteuer. Nach Frankreich und Belgien wäre 
die Bundesrepublik dann der dritte Mitgliedstaat, 
der die Anrechnung einführt. Mit ihrem Beschluß, 
ein Anrechnungsverfahren mit voller Anrechnung 
der auf ausgeschüttete Gewinne entfallenden Kör- 
perschaftsteuer einzuführen, will die Bundesregie- 
rung u. a. darauf hinweisen, daß sie ein System mit 
ungcmilderter Doppelbelastung als gemeinschaft- 
liches System in der EWG nicht befürwortet. 

Auf deutsche Ihitiative wurde die Arbeit des Gre- 
miums der Generalsteuerdirektoren aktiviert, um 
eine gegenseitige Unterrichtung über die nationalen 
Steuerreformen und eine Abstimmung der Mitglieds- 
länder auf steuerlichem Gebiet zu erreichen. 


V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

26 . Im Oktober vorigen Jahres war es im Rat zu 
einem ersten Meinungsaustausch über den „Vor- 
schlag für eine Entscheidung des Rates über die 
Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet regionaler Entwicklung" gekommen. Inzwi- 
schen hat die Kommission ihren Vorschlag, der in 
bestimmten Fällen gemeinschaftliche Maßnahmen 
vorsieht, die komplementär zu denen der Mitglied- 
staaten treten sollen, konkretisiert; er wird voraus- 
sichtlich noch in diesem Jahr Gegenstand einer 
Ratstagung sein. 
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Die Bundesregierung vertritt die Ansicht, daß regio- 
nalpolitische Maßnahmen, die zusätzliche finanzielle 
Mittel erfordern, erst zu Beginn der zweiten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion ergriffen 
werden sollten. Sie ist bereit, die Modalitäten einer 
solchen Politik noch in der ersten Stufe festzulegen. 
Unabhängig hiervon sieht die Bundesregierung in 
dem Vorschlag der Kommission für eine „Verord- 
nung des Rates über die Finanzierung von Vorha- 
ben durch den Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Aus- 
richtung, im Rahmen der Maßnahmen zur Entwick- 
lung von Agrargebieten, die mit Vorrang zu fördern 
sind", den annehmbaren Versuch eines Beitrages 
zur Milderung der großen regionalen Strukturunter- 
schiede der Gemeinschaft mit vorhandenen Mitteln 
des Europäischen Agrarfonds — Abt. Ausrichtung. 


Industriepolitik 

27 . Der von der Gruppe Industriepolitik erstellte 
Bericht über bestimmte industriepolitische Probleme 
wurde während des Berichtszeitraumes im Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter erörtert. Im Vorder- 
grund der Erörterung stand dabei die Frage, ob 
der Rat, wie von der Mehrheit der Delegationen in 
der Gruppe Industriepolitik vorgeschlagen, als erste 
Maßnahme im Bereich der Industriepolitik einen aus 
hohen Beamten der Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission zusammengesetzten Ausschuß für Industrie- 
politik einsetzen soll. Dieser würde die Plattform 
für die weitere Erörterung der industriepolitischen 
Probleme und den. institutionellen Rahmen für die 
Abstimmung der Industriepolitik der Mitgliedstaa- 
ten bilden. 

Die Kommission hat die Anregung der Mehrheit in 
der Gruppe Industriepolitik aufgegriffen und wäh- 
rend der Berichtszeit dem Rat einen Vorschlag für 
eine Entscheidung des Rates über die Einsetzung 
eines Ausschusses für Industriepolitik unterbreitet. 

Infolge vordringlicher Arbeiten, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Beitritt anderer euro- 
päischer Staaten zu der Europäischen Gemeinschaft, 
haben sich die Beratungen über die Industriepolitik 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter während des 
Berichtszeitraumes etwas verzögert. 

Der Rat wird sich voraussichtlich jedoch noch in 
diesem Jahr mit dem Ergebnis der Arbeiten der 
Gruppe Industriepolitik und dem Vorschlag über die 
Einsetzung des Ausschusses für Industriepolitik be- 
fassen. 


Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen 

28 . Wie bereits im letzten Integrationsbericht an- 
gekündigt, fand inzwischen am 29. März 1971 in 
Brüssel bei der EG-Kommission eine Sitzung der 
Verantwortlichen der Zulieferbörsen bzw. sonstiger 
Einrichtungen zur Förderung des Zulieferwesens 
unter Beteiligung von Regierungssachverständigen 
statt. Der Erfahrungsaustausch, der zeigte, daß in 
den EG-Mitgliedstaaten zur Vermittlung von Zu- 


liefertätigkeiten bereits feste organisatorische 
Formen geschaffen wurden bzw. geplant sind, 
wurde allgemein als nützlich angesehen. Deshalb 
soll dieser Erfahrungsaustausch fortgesetzt werden. 
In einer weiteren Sitzung am 27. September 1971 
wurde über die Errichtung eines „Gemeinschafts- 
büros" zur Förderung der grenzüberschreitenden 
Kooperation von kleinen und mittleren Unterneh- 
men in den EG-Mitgliedstaaten beraten. 


Europäische Investitionsbank 

29 . Um der Europäischen Investitionsbank auch in 
Zukunft die Erfüllung der ihr durch den EWG-Ver- 
trag gestellten Aufgaben zu ermöglichen, beschloß 
der Rat der Gouverneure auf seiner Sitzung am 
26. April in Hamburg eine Kapitalerhöhung von 
1 Mrd. RE auf 1,5 Mrd. RE. Von der Kapitalhöhe 
hängt der Kreditplafond der Bank ab. Die Bank darf 
nach der Kapitalerhöhung Darlehen bis zu einer 
Gesamthöhe von 3,75 Mrd. RE ausleihen. Ohne 
Kapitalerhöhung wäre die Kreditgrenze — legt man 
die bisherige Entwicklung zugrunde — voraussicht- 
lich im ersten Halbjahr 1973 erreicht worden Auf- 
grund der Haushaltssorgen hat sich der Rat der 
Gouverneure auf eine Einzahlungsquote von 10®/o 
geeinigt. Bisher betrug die Einzahlung 25®/o. Die 
Mitgliedstaaten zahlen die Einzahlungsquote im 
Verhältnis ihrer Anteile am gezeichneten Kapital 
in zwei gleichen Raten im Januar 1973 und Januar 
1974 ein. Die BRD bringt insgesamt 15 Millionen RE 
auf. 

Die EIB hat im übrigen im 1. Halbjahr 1971 ihre 
Tätigkeit zugunsten der weniger entwickelten Ge- 
biete in der Gemeinschaft erfolgreich fortgesetzt. 
Insgesamt wurden 20 Darlehens- und Garantiever- 
träge mit einem Gesamtvolumen von 176,64 Millio- 
nen RE abgeschlossen. Hiervon entfielen auf Italien 
90,44 Millionen RE, auf Frankreich 56,50 Millionen 
RE und auf die Bundesrepublik Deutschland 29,70 
Millionen RE. 

Die assoziierten Staaten erhielten im ersten Halb- 
jahr 1971 Darlehen in einer Gesamthöhe von 20,94 
Millionen RE. Der Türkei wurde ein Spezialdar- 
lehen von 10 Millionen RE für den Bau des Keban- 
damms gewährt. 


VI. Agrarpolitik 

Preisvorschläge der Kommission 

30 . Im Juni 1971 hat die Kommission dem Rat ihre 
Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1972/73 un- 
terbreitet. Die Preisvorschläge wurden auf eine 
neue Berechnungsgrundlage gestellt. Ausgehend 
von der Ratsentschließung vom 25. Mai 1971 zur 
Reform der Landwirtschaft schlägt die Kommission 
vor, die Preispolitik auf die entwickelten Betriebe 
auszurichten. Für diejenigen Betriebsinhaber, die 
modernisieren oder ausscheiden wollen, sind Ein- 
kommensbeihilfen vorgesehen. Die Kommission 
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kommt in ihren Berechnungen zu dem Ergebnis, daß 
im Wirtschaftsjahr 1972/73 eine Anhebung der 
Agrarpreise um durchschnittlich 2 bis 3 Vo erforder- 
lich ist, um die Steigerungsraten des Arbeitsein- 
kommens im außerlandwirtschaftlichen Bereich zu 
erreichen. Bei den einzelnen Produkten werden 
unter Berücksichtigung der Marktlage unterschied- 
liche Preiserhöhungen vorgeschlagen. Die Vor- 
schläge der Kommission werden zur Zeit eingehend 
geprüft. 


Strukturpolitik 

31, Auf der Grundlage der Entschließung des Rates 
vom 25. Mai 1971 über die Reform der Landwirt- 
schaft hat die Kommission im Juni 1971 geänderte 
Vorschläge für 

— eine Richtlinie des Rates über die Modernisie- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe 

— eine Richtlinie des Rates zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und Verwendung der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche für Zwecke der Agrarstrukturver- 
besserung 

— eine Richtlinie des Rates über die sozioökono- 
mische Information und berufliche Qualifika- 
tion der in der Landwirtschaft tätigen Personen 
und 

— eine Verordnung des Rates betreffend die land- 
wirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und 
ihre Vereinigungen 

vorgelegt. Eine Arbeitsgruppe des Rates hat die 
Prüfung der Vorschläge aufgenommen. 


Marktorganisation 

32. Der Rat verabschiedete im Juli 1971 die ge- 
meinsame Marktorganisation für Hopfen, für die 
sich die Bundesregierung mit Nachdruck eingesetzt 
hatte. Die wichtigsten Regelungen der Marktorga- 
nisation sind: 

— Einführung einer Bescheinigung über die Her- 
kunftsbezeichnung 

— Festlegung von Standardqualitäten 

— Förderung der Bildung von Erzeugergemein- 
schaften durch Startbeihilfen und Beihilfen für 
die Sortenumstellung und Neugliederung der 
Pflanzungen 

— Möglichkeit einer Beihilfe an die Erzeuger zur 
Sicherstellung eines angemessenen Einkommens, 
sofern der Durchschnittsertrag der Ernte unter 
den Erlösen des Vorjahres liegt 

— Liberalisierung des Drittlandshandels mit 
Schutzklausel 

— Die Erzeugerbeihilfen werden voll aus dem 
EAGFL finanziert. An den Startbeihilfen für Er- 
zeugergemeinschaften beteiligt sich der EAGFL 
entsprechend der Ratsentschließung vom 25. Mai 


1971 zur Reform der Landwirtschaft mit 25 ®/o. 
Die Beihilfen zur Sortenumstellung sind zu 50 Vo 
aus dem EAGFL erstattungsfähig. 

33. Im Juni 1971 konnte der Rat Einigung über ge- 
meinsame Regeln für den Handeln mit Trinkmilch 
erzielen. Mengenmäßige Beschränkungen im Han- 
delsverkehr mit Trinkmilch sollen entfallen. Die 
Verordnung wird angewandt, sobald der Rat wei- 
tere konkrete Bestimmungen hinsichtlich der Quali- 
täts- und Vermarktungsanforderungen an Konsum- 
milch festgelegt hat, spätestens jedoch am 31. März 
1972. Die gesundheitlichen Anforderungen können 
bis zur Harmonisierung auf der Grundlage von Ar- 
tikel 100 EWG-Vertrag weiterhin national festge- 
legt werden. 

34. Für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse erließ der Rat eine Verordnung, welche die 
Anwendungskriterien für die bestehenden Schutz- 
maßnahmen hinsichtlich der Einfuhren aus Drittlän- 
dern festlegt. Im übrigen steht die gemeinsame 
Drittlandsregelung für diese Erzeugnisse noch aus. 

35. Für Baumwollsamen erließ der Rat eine Bei- 
hilferegelung, womit einem italienischen Anliegen 
entsprochen wurde. 

36. Die Beratungen über die Marktorganisation für 
Saatgut sind abgeschlossen, die formelle Verab- 
schiedung ist für Oktober 1971 vorgesehen. 

Damit wurde inzwischen für fast alle landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse, die im Anhang II des EWG- 
Vertrages aufgeführt sind, die im Vertrag vorge- 
sehene gemeinsame Organisation der Märkte erlas- 
sen. Nur wenige Erzeugnisse, insbesondere land- 
wirtschaftlicher Alkohol und Schafflcisch, unterlie- 
gen noch keiner gemeinsamen Marktorganisation. 


Auswirkungen der Freigabe des Wechselkurses 
der DM vom 10. Mai 1971 

37. Zur Abwendung von Einkommensverlusten der 
deutschen Landwirtschaft auf Grund der Freigabe 
des Wechselkurses der DM ermächtigte der Rat der 
Europäischen Gemeinschaft die Bundesrepublik 
Deutschland, ein Grenzausgleichssystem einzuführen. 
Das gilt auch für die Beneluxländer. Dieses System 
gilt für alle Erzeugnisse, für die im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisationen Interventions- 
regelungen vorgesehen sind, und für Erzeugnisse, 
deren Preis sich nach dem der erstgenannten Erzeug- 
nisse richtet. Bei der Einfuhr aus den anderen Mit- 
gliedstaaten der EWG und aus Drittländern werden 
Ausgleichsbeträge erhoben und bei der Ausfuhr 
gewährt, die sich in ihrer Höhe nach dem Kurs der 
DM gegenüber dem Dollar richten. Im Handelsver- 
kehr mit denjenigen Mitgliedstaaten, die den 
Wechselkurs ihrer Währungen ebenfalls freigege- 
ben haben, und für die deshalb ebenfalls Grenzaus- 
gieichsbeträge festgesetzt werden, vermindert sich 
der deutsche Grenzausgleich entsprechend. Das Aus- 
gleichssystem hat nach den statistischen Unterlagen, 
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soweit sie verfügbar sind, bisher nicht zu einer 
Verlagerung oder Verringerung des innergemein- 
schaftlichen Agrarhandels geführt. 


Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

38 . Die währungspolitischen Maßnahmen der Mit- 
gliedstaaten in den letzten Monaten haben erneut 
die nachteiligen Folgen des Fehlens einer einheit- 
lichen Wirtschafts- und Währungspolitik für den ge- 
meinsamen Agrarmarkt in alter Deutlichkeit aufge- 
zeigt. Darüber hinaus führen unterschiedliche natio- 
nale Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Stützung 
ihrer Landwirtschaft sowie die nur langsam fort- 
schreitende Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
zu weiteren Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
des Agrarmarktes. 

Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 9. Juli 1970 hat 
die Kommission in Zusammenarbeit mit der Ar- 
beitsgruppe „Wettbewerbsbedingungen in der 
Landwirtschaft" begonnen, die nationalen Maßnah- 
men der Mitgliedstaaten bei den wichtigsten Agrar- 
erzeugnissen zu inventarisieren und auf ihre Ver- 
einbarkeit mit den Beihilfebestimmungen des EWG- 
Vertrages zu überprüfen. Bisher sind die Bereiche 
Obst und Gemüse sowie Zucker untersucht worden. 
Nachdem die Stellungnahme der Kommission für 
Obst vorliegt, werden entsprechende Stellungnah- 
men für die beiden anderen Bereiche noch in diesem 
Berichtzeitraum erfolgen. 

In seiner Entschließung vom 25. Mai 1971 hat der 
Rat den Beschluß der Kommission zur Kenntnis ge- 
nommen, sämtliche Beihilfen unter Zugrundelegung 
bestimmter Leitlinien zu überprüfen. 

Danach sind im Rahmen eines vierstufigen Zeit- 
planes bis zum 1. Juli 1973 die Harmonisierung der 
Investitionsbeihilfen, die Abschaffung aller Bei- 
hilfen, die sich auf die Produktionskosten auswir- 
ken, sowie die Festlegung gemeinsamer Kriterien 
für die Beurteilung der allgemeinen Beihilfesysteme 
vorgesehen. Daneben sind bestimmte nationale 
Übergangsbeihilfen zugelassen worden. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) 

39 . Das durch die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik am 1. Januar 1971 
in Kraft getretene Verfahren der Zuweisung von 
Gemeinschaftsmitteln hat bisher zu keinen nennens- 
werten Schwierigkeiten geführt. 

Ein aufgrund des Artikels 8 Absatz 3 a. a. O. von 
der Kommission der EG erstellter Vorschlag für eine 
Ratsverordnung betreffend die Unregelmäßigkeiten, 
die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge 
im Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik und die Einrichtung eines Informa- 
tionssystems wird z. Z. in den Brüsseler Gremien 
beraten. 


40 . Die Kommission hat nach Beteiligung des 
EAGFL-Ausschusses im Berichtszeitraum über fol- 
gende Zahlungsverpflichtungen entschieden: 

— Abschlagzahlung (75 ^/o) der Abteilung Garantie 
für den Verbuchungszeitraum 2. Halbjahr 1970 

— Zuschuß der Abteilung Ausrichtung zur Vll. 
Tranche (1970), 2. Abschnitt 

— Erstattung der Kosten der Anfang Dezember 
1971 durchgeführten Erhebung über den 
Schweinebestand (Abteilung Ausrichtung). 

Nach dem Stand der Kommissionentscheidungen bis 
zum 31. Juli 1971 sind folgende Zahlungsverpflich- 
tungen aus den Verbuchungszeiträuinen 1962/63 bis 
1970 entstanden: 

EAGFL 

— Abt. Garantie 22 880,9 Millionen DM 

— Abt. Ausrichtung 2 126,6 Millionen DM 

— Sonderabteilungen .... 1 647,6 Millionen DM 

insgesamt . . . 26 655,1 Millionen DM 

Der deutsche Beitrag dazu beträgt 7 994,6 Millionen 
DM (30 ‘^/o). Nach Abzug der Rückvergütungen von 
6 122,6 Millionen DM (23 ‘^/o) verbleibt ein Schuld- 
ncrsaldo von 1 872,0 Millionen DM. 

41 . Die Rückvergütungsbeträge für Einzelprojekte 
der Abteilung Ausrichtung fließen den Begünstigten 
unmittelbar zu. Sie sind in der Summe der Rück- 
vergütungen nicht erfaßt. 

Die aufgrund des Ministerratsbeschlusses vom 
20. Januar 1970 von der BRD geleisteten Zahlungen 
für noch nicht endgültig abgerechnete zurücklie- 
gende Zeiträume sind noch nicht berücksichtigt. 

Bei Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, 
daß lediglich die Verbuchungszeiträume 1962/63 bis 
1965 66 endgültig und die nachfolgenden Verbu- 
bungszeiträume bis zum 2. Halbjahr 1970 nur teil- 
weise abgerechnet sind. Die Zahlen sind daher 
weder nach der Höhe noch für die Anteile Deutsch- 
lands repräsentativ. Außerdem muß berücksichtigt 
werden, daß das Fondsvolumen in den Anfangs- 
jahren sehr viel geringer war als gegenwärtig, daß 
fast alle Zahlungen noch nach dem System der so- 
genannten Nettofinanzierung abgerechnet wurden 
und daß die Schuldnersalden der BRD vorüberge- 
hend durch Getreidepreis-Ausgleichszahlungen und 
durch die Auswirkungen der veränderten Wäh- 
rungsparitäten positiv beeinflußt wurden. 

42 . Der Kommission wurden im Berichtszeitraum 
folgende Rückvergütungs- und Erstattungsanträge 
zur Entscheidung vorgelegt: 

— Erstattung der von der BRD für das Roden von 
Apfel-, Birn- und Pfirsichbäumen im Jahre 1970 
gevv'ährten Prämien in Höhe von 50 ^/o durch den 
EAGFL — Abt. Ausrichtung 

— Erstattung der von der BRD für das Schlachten 
von Kühen und die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen im Jahre 1970 gewährten 
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Prämien in Höhe von 50 Vo durch den EAGFL — 
Abt. Ausrichtung 

— Rückvergütung für Ausgaben nach Artikel 4 der 
VO (EWG) Nr. 2052/69 für Gemeinschaftsmaß- 
nahmen im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe- 
übereinkommens der EG (Getreide) für das Wirt- 
schaftsjahr 1968/69 aus dem Haushalt der EG 
— Sondertitel Nahrungsmittelhilfe. 

43 . Auf, Vorschlag der Kommission hat der Rat 
nachstehende Finanzierungsregelungen verabschie- 
det: 

— VO (EWG) Nr. 1697/71 vom 26. Juli 1971 über die 
Finanzierung der Interventionsausgaben für 
Rohtabak 

•— VO (EWG) Nr. 1708/71 vom 26. Juli 1971 über die 
Finanzierung der Interventionsausgaben für 
Flachs und Hanf. 


VII. Energiepolitik 

Die gemeinschaftliche Energiepolitik 

44 . Die Analyse der Entwicklungen auf dem Welt- 
energiemarkt im ersten Halbjahr 1971 und deren 
mögliche Auswirkungen auf die kontinuierliche und 
preiswerte Versorgung der Gemeinschaft mit Ener- 
gie, besonders mit Rohöl, haben die Kommission 
veranlaßt, eine neue Initiative für die weitere Ver- 
wirklichung der Rahmenvorschläge ihrer „Ersten 
Orientierung für die gemeinschaftliche Energie- 
politik'' zu ergreifen. Nach bilateralen Kontakten 
mit den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten und 
ersten Gesprächen im Rahmen von zwei Sitzungen 
der für Energiefragen zuständigen Leitenden Staats- 
beamten hat die Kommission dem Rat am 29. Juli 
1971 ihre Vorstellungen und Vorschläge in Form 
der , Mitteilung der Kommission über die Ver- 
wirklichung der „Ersten Orientierung für die ge- 
meinschaftliche Energiepolitik" zugeleitet. 

Drei konkrete Vorschläge wurden vorgelegt: 

a) Die Bevorratung an Mineralölprodukten soll von 
60 auf 90 Tage erhöht werden (Änderung der 
Bevorratungsrichtlinie von 1968). 

b) Zugunsten bestimmter Tätigkeiten im Kohlen- 
wasserstoffbereich sollen Vergünstigungen ge- 
währt werden, die in ihren Grundsätzen denen 
des „gemeinsamen Unternehmens" nach dem 
Euratom-Vertrag entsprechen. 

c) Es soll eine Entscheidung über die Aufnahme von 
Anleihen für einen Beitrag der Gemeinschaft zur 
Finanzierung von Kernkraftwerken getroffen 
werden. 

Darüber hinaus hat die Kommission im Berichtszeit- 
raum weitere Schritte eingeleitet, um in Zusammen- 
arbeit mit den Mitgliedstaaten wichtige Probleme 
gemeinsam zu lösen; 

— Es wird ein „Krisenmechanismus" für den Fall 
einer Unterbrechung der Energieversorgung 


ausgearbeitet (einschl. Erfassung der existieren- 
den Rechts- und Verwaltungsmaßnahmen) 

— „Ad-hoc-Gruppen" wurden eingesetzt, um ein In- 
ventar der nationalen Regelungen 

= für die Errichtung und den Betrieb von Rohr- 
leitungen, Raffinerien und Tankstellen 

im Hinblick auf das Energiepreisrecht 

zu erstellen. 

— Repräsentative Unternehmen sollen nach den 
tatsächlich angewendeten Preisen für alle Ener- 
gieformen befragt werden. 

— Die geologischen Möglichkeiten für eine unter- 
irdische Einlagerung von Erdöl werden von Ex- 
perten geprüft. 

Wie in früheren Berichten ausgeführt, liegen dem 
Rat ferner vor; 

— Die Vorschläge der Kommission für Verordnun- 
gen betr. die Mitteilungspflicht bestimmter In- 
vestitionen im Kohlenwasserstoffbereich und in 
der Elektrizitätswirtschaft sowie der Einfuhren 
von Kohlenwasserstoffen. (Diese Vorschläge sol- 
len vom Ministerrat im Oktober abschließend be- 
handelt werden.) 

— Der Vorschlag der Kommission für eine Harmo- 
nisierung der Verbrauchssteuern auf flüssige 
Kohlenwasserstoffe, die als Brennstoffe einge- 
setzt werden. (Die Beratungen über diese Vor- 
schläge haben noch nicht begonnen.) 

Die Kommission hat inzwischen weitere Vorschläge 
zur Handels- und Versorgungspolitik im Energie- 
sektor und zur Kohlepolitik angekündigt. Die 
Schwerpunkte der Bemühungen liegen gegenwärtig 

— auf dem gemeinsamen Vorgehen im Falle einer 
Unterbrechung der Energieeinfuhr und 

— auf der Verwirklichung eines einheitlichen Mark- 
tes. 

Im Rahmen der Integration der Gemeinschaft kommt 
dem Aufbau eines gemeinsamen Energiemarktes und 
einer gemeinschaftlichen Energiepolitik hohe Be- 
deutung zu. Die Bundesregierung begrüßt deshalb 
die neue Initiative der Kommission, mit der der 
Rahmen einer gemeinschaftlichen Energiepolitik, wie 
er mit der „Ersten Orientierung" abgesteckt wurde, 
weiter ausgefüllt werden soll. 


Der Kohlemarkt der Gemeinschaft 

45 . Die Kohlemarktsituation in der Gemeinschaft, 
die bis zur Jahreswende 1970/71 durch eine hohe 
Gesamtnachfrage und einen zeitweisen Koksmangel 
gekennzeichnet war, hat sich im 1. Halbjahr 1971 
nicht nur normalisiert, sondern ist sogar — jeden- 
falls bei Koks — in eine gewisse Überflußlage um- 
geschlagen. Ursache hierfür war in erster Linie der 
im 4. Quartal 1970 einsetzende und im 1. Halbjahr 
1971 anhaltende Verbrauchsrückgang der Eisen- und 
Stahlindustrie. 


15 



Drucksache VI/2771 


Deuts cher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Mitte 1971 stellt sich die Lage so dar, daß die Nach- 
frage nach Kohle und Koks gegenüber dem Vorjahr 
rückläufig ist. Das Angebot bei Kohle (aus Förde- 
rung und Einfuhr) ist dem Bedarf praktisch ange- 
paßt, während Koks von den Produzenten laufend 
auf Bestand genommen werden muß. 

Die Steinkohlenförderung in der Gemeinschaft ist 
im 1. Halbjahr 1971 gegenüber dem 1. Halbjahr 1970 
insgesamt gesehen zurückgegangen. Fördersteige- 
rungen in der Bundesrepublik und Belgien standen 
stärkere Rückgänge in den übrigen Förderländern 
(Frankreich und Niederlande) gegenüber. Die Ge- 
samtförderung betrug 81,9 Millionen t, im 1. Halb- 
jahr 1970 waren es 83,4 Millionen t. 

Auch die Kokserzeugung der Zechen- und Hütten- 
kokereien der Gemeinschaft war insgesamt gesehen 
im 1. Halbjahr 1971 gegenüber dem gleichen Vor- 
jahreshalbjahr rückläufig. Die Produktionsrück- 
nahme war jedoch wesentlich geringer als der Be- 
darfsrückgang. Auch bei der Kokserzeugung ist die 
Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft unter- 
schiedlich. Eine Mehrerzeugung gegenüber dem Vor- 
jahr erfolgte noch in Italien und Belgien, während 
Frankreich, die Niederlande und die Bundesrepublik 
weniger erzeugten. Die Gesamtkokserzeugung .in 
der Gemeinschaft im 1. Halbjahr 1971 erreichte 34,1 
Millionen t, im 1. Halbjahr 1970 betrug die Erzeu- 
gung 34,7 Millionen t. 

Bedingt durch den Nachfragerückgang bei Kohle und 
Koks erreichten die Einfuhren aus Drittländern in 
die Gemeinschaft nicht mehr das Vorjahresniveau. 
Hier ist besonders die Bundesrepublik dabei, den im 
Vorjahr entstandenen Einfuhr-Zusatzbedarf wieder 
abzubauen. Im Halbjahresvergleich 1971 zu 1970 ist 
der Einfuhrrückgang in das Bundesgebiet noch nicht 
sehr stark; hier stehen 3,2 Millionen t Steinkohle 
und 0,1 Millionen t Koks den Vorjahresmengen von 
3,5 Millionen t bzw. 0,2 Millionen t gegenüber. Der 
bei Kohle ausgewiesene Rückgang trat jedoch aus- 
schließlich erst im 2. Quartal ein und dürfte sich 
weiterhin verstärkt fortsetzen. 

Die Drittlandseinfuhren an Steinkohle in das Bun- 
desgebiet erfolgen wie bisher im Rahmen eines zoll- 
freien Kontingents, welches für das Jahr 1971 7,0 
Millionen t beträgt. 

Im Austausch innerhalb der Gemeinschaft dominie- 
ren — wie bekannt — die Lieferungen der Bundes- 
republik. Diese haben sich, unterteilt nach Emp- 
fangsländern, im Halbjahresvergleich wie folgt ent- 
wickelt: 


Steinkohle und 1 w lu u 

Steinkohlenerzeugnisse 
— in Millionen t — 1971 1970 

±1971 

XI 970 

Belgien 

1,9 

2,1 

— 

0,2 

Frankreich .... 

4,4 

4,5 


0,1 

Niederlande . . 

1,2 

1,4 

- 

0,2 

Italien 

1,6 

1,4 


0,2 

Luxemburg , . . 

1,7 

1,9 

- 

0,2 


10,8 

11,3 


0,5 


Die Bezüge der Bundesrepublik an Steinkohle aus 
der Gemeinschaft sind mit rd. 0,6 Millionen t um 

0. 1 Millionen t im Halbjahresvergleich geringer ge- 
worden. Die Koksbezüge haben von 115 000 t im 

1. Halbjahr 1970 auf 40 000 t im 1. Halbjahr 1971 ab- 
genommen. 

Die Preise für Steinkohle und Steinkohlenerzeug- 
nisse sind auch im 1. Halbjahr 1971 nicht zur Ruhe 
gekommen. Für Gemeinschaftskohle haben sie sich 
weiter erhöht (Anhebungen der Listenpreise durch 
die Produktion und Erhöhung von Binnenfrachten), 
und bei Einfuhrkohle ist ein gewisser Stillstand, 
teilweise sogar — bedingt durch die Wechselkurs- 
freigabe in einigen Gemeinschaftsländern und eine 
weitere rückläufige Entwicklung der Seefrachten • — 
ein geringer Preisrückgang eingetreten. Für die 
Preise der Lieferungen der Ruhrkohle AG an ihre 
Vertragshütten hat, nachdem sich die Vertragspart- 
ner über die Preisstellung für Kokskohle ab 1. Ja- 
nuar 1971 nicht einigen konnten, ein Schiedsgericht 
im April d. J. einen bis 7. April gültigen Wett- 
bewerbspreis ermittelt. Z. Z. wird zwischen Ruhr- 
kohle AG und den Vertragshütten erneut über eine 
Neufestsetzung des Wettbewerbspreises verhandelt. 

Entsprechend der Entscheidung Nr. 3/71 EGKS sind 
von allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft der 
Kommission Anfang des Jahres 1971 erstmals men- 
genmäßige Vorschauen über die voraussichtliche 
Produktions-, Einfuhr- und Absatzentwicklung im 
Steinkohlenbereich für den Zeitraum bis 1975 (bei 
Koks bis 1973) vorgelegt worden. 


VIII. Verkehrspolitik 

46 . Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft hat ddm Rat einen Vorschlag für eine „Ent- 
scheidung über die Einführung eines gemeinsamen 
Systems der Abgeltung der Benutzung der Ver- 
kehrswege" sowie eine „Denkschrift über die Ab- 
geltung der Benutzung der Verkehrswege im Rah- 
men der Gemeinsamen Verkehrspolitik" vorgelegt. 
Außerdem hat die Kommission dem Rat einen neuen 
Vorschlag für eine „Richtlinie über die Gewichte 
und Abmessungen der Nutzkraftfahrzeuge und er- 
gänzende Bau- und Betriebsvorschriften" unter- 
breitet. Beide Entwürfe werden in der Gruppe Ver- 
kehrsfragen beraten. 

47 . Die Unterstützungstarife für die Montanindu- 
strie des Saarlandes wurden von der Kommission 
bis zum 31. Dezember 1975 weiter genehmigt. Wäh- 
rend des anschließenden Zeitraumes sind die pro- 
zentualen Frachtverbilligungen zum 1. Januar eines 
jeden Jahres von 1976 bis 1979 um wenigstens 20 ®/o 
zu verringern und zum 1. Januar 1980 aufzuheben. 

48 . Eine Gruppe von Parlamentariern des Verkehrs- 
ausschusses des Europäischen Parlaments ist anläß- 
lich einer Rundreise in die Hauptstädte der Mit- 
gliedstaaten auch in Bonn vom Bundesverkehrs- 
minister empfangen worden. Hierbei wurden insbe- 
sondere die Möglichkeiten für eine zügige Verwirk- 
lichung der gemeinsamen Verkehrspolitik erörtert. 
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Kommissionsmitglied Coppe besuchte zu Beginn der 
italienischen Präsidentschaft im 2. Halbjahr 1971 die 
Verkehrsminister der Sechsergemeinschaft. Die Ge- 
spräche sollten dazu dienen, die Arbeiten auf dem 
Verkehrsgebiet zu beschleunigen und die bevor- 
stehenden Entscheidungen des Rates am 12. Oktober 
1971 zu erleichtern. 


IX. Forschung und Technologie 
Euratom 

49 . Der Allgemeine Beirat der Gemeinsamen For- 
schungsstelle hat sich am 11. Mai konstituiert und in 
mehreren Sitzungen die Entwürfe des Generaldirek- 
tors für ein mehrjähriges Arbeitsprogramm der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle geprüft. Diese Ent- 
würfe liegen mit der Stellungnahme des Allgemei- 
nen Beirats der Kommission vor, die auf dieser 
Grundlage Anfang Oktober dem Rat ihre Vor- 
schläge für ein neues Forschungsprogramm zur Be- 
schlußfassung unterbreiten wird. 

50 . Am 21. Juni 1971 hat der Rat bereits zwei Teile 
eines künftigen Mehrjahresforschungsprogramms 
verabschiedet. Dies sind die Fünfjahresaktionen 
Biologie und Gesundheitsschutz (Volumen 17,335 
Millionen RE) und „Thermonukleare Fusion und 
Plasmaphysik" (Volumen 46,5 Millionen RE), die in 
Assoziation mit der Gemeinschaft, aber in den For- 
schungsstätten der Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden. Die Bundesrepublik, Italien und die Nieder- 
lande haben ferner ein Ergänzungsprogramm auf 
dem Gebiet der Biologie (Nukleare Anwendungen 
in der Landwirtschaft) beschlossen, das, ebenfalls 
für den Zeitraum von 5 Jahren, einen Umfang von 
5,610 Millionen RE hat und nur von den drei ge- 
nannten Ländern getragen wird. 

51 . Am 29. Juni 1971 hat der Rat der Kommission 
ein Verhandlungsmandat erteilt, um die Lieferbe- 
dingungen für den Bezug von Kernbrennstoffen im 
Rahmen des Zusammenarbeitsabkommens Euratom- 
USA in einer Reihe von Punkten zu verbessern. Die 
Verhandlungen der Kommission mit der US-Regie- 
rung verlaufen erfolgversprechend. 

Forschungspolitik 

52 . Für eine ständige Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten auf dem Gebiet der wissenschaftlich- 
technischen Information und Dokumentation haben 
der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der 
Mitgliedstaaten durch zwei Entschließungen vom 
24. Juni 1971 die erforderlichen Grundlagen geschaf- 
fen. Entsprechend einem von deutscher Seite be- 
sonders unterstützten Vorschlag der Arbeitsgruppe 
„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung" (Aigrain-Gruppe) des Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik wer- 
den die Mitgliedstaaten künftig ihre Politik auf die- 
sem Gebiet koordinieren. Dabei soll durch den Aus- 


bau und Zusammenschluß von Informations- und 
Dokumentationssystemen nach und nach ein umfas- 
sendes europäisches Netz geschaffen werden, an 
dem sich auch dritte europäische Staaten beteiligen 
können. Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit drit- 
ten Staaten werden die Sechs einander regelmäßig 
konsultieren, um zu einer möglichst weitgehenden 
Abstimmung zu gelangen. 

Als erster Schritt zur Schaffung eines europäischen 
Netzes wurde zugleich die Errichtung eines „Doku- 
mentations- und Informationssystems für Metallur- 
gie" gebilligt. In diesem System werden die natio- 
nalen Fachzentren die einschlägige Metallurgie-Lite- 
ratur aus der Gemeinschaft und dritten Ländern 
liefern und die Dokumentation verbreiten. Die Da- 
tenverarbeitung und die zentrale Speicherung wer- 
den vom Informations- und Dokumentationszentrum 
der EG-Kommission übernommen. Mit den Zentren 
dritter europäischer Länder werden Kontakte auf- 
genommen, um die Möglichkeit einer Beteiligung 
dieser Zentren zu prüfen. 

53 . Das deutsche Memorandum vom 18. November 
1970, in dem die Bundesregierung regelmäßige Kon- 
sultationen der Mitgliedstaaten vor Beginn jeder 
neuen internationalen technologischen Zusammen- 
arbeit und vor der Behandlung grundsätzlicher wis- 
senschaftlicher Fragen in anderen internationalen 
Organisationen vorgeschlagen hat, war Gegenstand 
von Beratungen in den Gremien des Rates. Dabei 
fanden die deutschen Vorschläge weitgehend die 
Zustimmung der anderen Mitgliedstaaten. Die Ver- 
handlungen konnten jedoch bisher nicht abgeschlos- 
sen werden, da insbesondere über den Grad der 
Verpflichtung zur Teilnahme an solchen Konsul- 
tationen noch unterschiedliche Auffassungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten bestehen. Die Arbeiten 
zur Erstellung eines Gesamtüberblicks über die 
Probleme der europäischen, wissenschaftlichen und 
technischen Zusammenarbeit sind in der damit beauf- 
tragten Ad-hoc-Gruppe des Ausschusses der Ständi- 
gen Vertreter bisher nur langsam vorangekommen. 

54 . Die Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung" hat 
vor allem die Modalitäten von Verfahren zur bes- 
seren Abstimmung der nationalen Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten der Mitgliedstaaten aus- 
gearbeitet, die nunmehr insbesondere in Form einer 
Gegenüberstellung konkreter Vorhaben und Pro- 
gramme erprobt werden sollen. Außerdem wurden 
kleine Gruppen besonders qualifizierter Sachver- 
ständiger damit beauftragt, die für eine europäische 
Zusammenarbeit auf den Gebieten Siedlungsstruk- 
turen, neue Baustoffe und Bautechniken sowie Me- 
dizin unter wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und 
technischen Gesichtspunkten interessanten Themen 
zu bestimmen. Die Berichte dieser Gruppen sollen 
eine forschungspolitische Entscheidung über die 
Ausarbeitung gemeinsamer Programme und Pro- 
jekte ermöglichen. 

55 . Die Verhandlungen über eine europäische Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaft- 
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liehen und technischen Forschung in Brüssel, an I 
denen aufgrund einer Initiative der Europäischen | 
Gemeinschaft 18 europäische Länder teilnehmen (die ! 
Türkei wird künftig durch Beobachter vertreten ■ 
sein), wurden mit nachdrücklicher deutscher Unter- | 
Stützung auf einige besonders aussichtsreiche Pro- j 
jekte konzentriert. Es handelt sich dabei vor allem ; 
um konzertierte Aktionen auf dem Gebiet der 
Metallurgie, verschiedene Vorhaben auf den Ge- 
bieten Umweltschutz, Informatik und Fernmelde- 
wesen sowie um das Projekt eines Europäischen 
Zentrums für mittelfristige Wettervorhersage, über 
die Durchführung der gemeinsamen Vorhaben soll 
im November 1971 auf einer Konferenz der For- 
schungsminister der beteiligten Staaten beraten 
werden. 

56 . Mit der Ernennung von MinDirig Dr. Schuster 
(BMBW) zum Stellvertretenden Generaldirektor der 
Generaldirektion Industrielle, technologische und 
wissenschaftliche Angelegenheiten ist in diesem Be- 
reich ein Deutscher in eine leitende Position berufen 
worden. 


EGKS 

57 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
8 konkreten Kohleforschungsprojekten abgeschlos- 
sen. Der Rat hat dem Antrag der Kommission zuge- 
stimmt, für diese Vorhaben insgesamt etwa 8,9 Mil- 
lionen RE auf der Grundlage des Artikels 55 § 2 
Buchstabe c des EGKS-Vertrages bereitzustellen. 

Ferner hat der Rat dem Antrag der Kommission zu- 
gestimmt, für 10 konkrete Stahlforschungsprojekte 
insgesamt etwa 5,0 Millionen RE auf der Grundlage 
des Artikels 55 § 2 Buchstabe c des EGKS-Vertrages 
bereitzustellen. 


X. Sozialpolitik 

58 . Auf sozialpolitischem Gebiet wurde zügig an 
der Durchführung des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds gearbeitet, damit der erneuerte Fonds am 
1. Januar 1972 seine Tätigkeit aufnehmen kann. 


Reform des Europäischen Sozialfonds 

59 . Die Reform des Europäischen Sozialfonds war 
ausschließlicher Beratungsgegenstand der Rats- 
tagung am 24. Juni 1971. Der den Arbeits- und 
Sozialministern vorliegende Entwurf einer Verord- 
nung zur Durchführung des Beschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 warf — bedingt durch die unterschied- 
liche Interessenlage Italiens einerseits und der übri- 
gen Mitgliedstaaten andererseits — Probleme auf. 
Es gelang unter entscheidender Mitwirkung der 
deutschen Delegation, sie im Wege eines Kompro- 
misses zu lösen. Konkret hat der Rat 

— die Maßnahmen nach Artikel 5 seines Beschlus- 
ses vom 1. Februar 1971 (Maßnahmen, um Situa- 


tionen abzuhelfen, die nicht unmittelbar durch 
den Gemeinsamen Markt entstanden sind) näher 
bestimmt, 

— vorgesehen, daß vorerst 60 v. H. der jährlichen 
Zuschüsse für diese Maßnahmen, die sich 1976 
auf mindestens 125 Millionen RE belaufen dürf- 
ten, vorrangig zur Beseitigung langfristiger 
struktureller Arbeitslosigkeit verwendet werden, 

— die Berechnungsmethode für die Zuschüsse fest- 
gelegt. 

Der Rat will diese Durchführungsverordnung zusam- 
men mit der zur Zeit beratenen Verordnung über die 
Beihilfearten, zu denen der Europäische Sozialfonds 
einen Zuschuß gewähren kann, noch in diesem 
Herbst verabschieden. 


Europäisches Sozialbudget 

60 . Die aufgrund der Ratsbeschlüsse vom 26. No- 
vember 1970 begonnenen Arbeiten an der Schaffung 
eines Europäischen Sozialbudgets und der Entwick- 
lung gemeinsamer Ziele der sozialen Sicherheit 
wurden fortgesetzt. 

Ständiger Ausschuß für Beschäftigungsfragen 

61 . Der neu geschaffene Ausschuß hat seine Tätig- 
keit aufgenommen. In seiner zweiten Sitzung am 
27. Mai 1971 hat er sich mit Fragen der Sozial- 
statistik, der Berufsausbildung und des Europäischen 
Sozialfonds beschäftigt. Der Ausschuß muß sich über 
eine Arbeitsweise noch verständigen. 


Berufsausbildung 

62 . Der Rat hat in seiner Sitzung am 26. Juli 1971 
unter Berücksichtigung einer ausführlichen schrift- 
lichen Stellungnahme der deutschen Delegation vom 
26. Februar 1971 Allgemeine Leitlinien zur Aus- 
arbeitung eines gemeinschaftlichen Tätigkeitspro- 
gramms auf dem Gebiet der Berufsausbildung be- 
schlossen. Die Kommission wird nunmehr — unter- 
stützt durch den Beratenden Ausschuß für die Be- 
rufsaufbildung — ein Tätigkeitsprogramm erarbei- 
ten. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und UmsteUungsmaßnahmen 

63 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission 2 Anträge auf Gewährung von Anpassungs- 
hilfen zugunsten von 4993 unmittelbar und 1296 mit- 
telbar betroffenen Arbeitnehmern gemäß Artikel 56 
§ 2 Buchstabe b EGKS-Vertrag gestellt. Der ge- 
schätzte Gesamtbetrag der benötigten Beihilfemittel 
beläuft sich auf rd. 22,0 Millionen DM. Kommission 
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und Bundesregierung beteiligen sich je zur Hälfte 
an den erforderlichen Aufwendungen. 

Die Kommission hat im Berichtszeitraum 2 Anträge 
mit einer Beihilfesumme von 215 000 DM für 100 be- 
troffene Arbeitnehmer genehmigt; die Beihilfe- 
summe wird je zur Hälfte von der Kommission und 
der Bundesregierung getragen. Weiterhin hat die 
Kommission einem Ergänzungsantrag stattgegeben, 
der 320 Arbeitnehmer umfaßt. Die Bereitstellung 
von zusätzlichen Mitteln war nicht erforderlich, da 
aus dem Hauptantrag noch genügend Mittel ver- 
fügbar waren. 

Die Errichtung neuer industrieller Arbeitsplätze in 
den vom Strukturwandel betroffenen Montanrevie- 
ren der Bundesrepublik hat die Kommission im Be- 
richtszeitraum intensiv gefördert. Auf der Grund- 
lage des Artikels 56 § 2 Buchstabe a EGKS-Vertrag 
wurden 9 Anträge der Bundesregierung auf Gewäh- 
rung von Umstellungsdarlehen mit einer Darlehens- 
summe von 73,4 Millionen DM genehmigt. 

Im gleichen Zeitraum hat die Bundesregierung 
2 neue Anträge mit einer Darlehenssumme von 9,0 
Millionen DM der Kommission zur Genehmigung 
vorgelegt. Unter Einbeziehung dieser 2 Anträge 
steht die Entscheidung der Kommission bzw. des 
Rates noch in 12 Fällen aus, die ein Kreditvolumen 
von zusammen 91,0 Millionen DM repräsentieren. 

Arbeiterwohnungsbau 

64 . Das in der letzten Berichterstattung erwähnte 
siebte Arbeiterwohnungsbauprogramm ist inzwi- 
schen von der Kommission beschlossen worden. Von 
den zur Verfügung stehenden 10 Millionen RE ent- 
fallen auf den Montan-Arbeiterwohnunqsbau in der 
BRD 

3 551 912 RE = 13 Millionen DM 

für das normale Wohnungsbauprogramm 

und 400 000 RE 1,464 Millionen DM 
für das Versuchsbauprogramm 

Mit Einverständnis der Kommission erhalten der 
Kohle- und Stahlsektor je 50 Vo der bereitgestellten 
13 Millionen DM. Die auf den Kohlebergbau ent- 
fallenden Mittel werden durch Bundesmittel im Ver- 
hältnis von 1 : 2 aufgestockt. Für die Stahlindustrie 
stellte die Kommission als erste Tranche 3,66 Millio- 
nen RE bereit. Dieser Betrag ist durch Aufnahme 
von Kapitalmarktmitteln auf 28,17 Millionen DM 
erhöht worden. Er dient der erststelligen Woh- 
nungsbaufinanzierung und wird im Rahmen von 
Strukturprogrammen der Stahlindustrie schwer- 
punktmäßig eingesetzt. 


XI. Der gemeinsame Markt 

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr 

65 . Mit der Verabschiedung der Richtlinien „öffent- 
liche Bauaufträge" ist es dem Rat nach langwierigen 
Beratungen gelungen, den Grundstein für die Libe- 


ralisierung und die Integration der Märkte für 
öffentliche Bauaufträge zu legen. Mit der Auf- 
hebung aller auf der Staatsangehörigkeit beruhen- 
den Beschränkungen beim Zugang zu öffentlichen 
Bauaufträgen ziehen nunmehr die anderen Mit- 
gliedstaaten auf den Liberalisierungsstand nach, den 
die Bundesrepublik bereits vor mehr als 10 Jahren 
durch vorausgreifende autonome Maßnahmen her- 
gestellt hat. Die sich aus der Unterschiedlichkeit der 
nationalen Vergabevorschriften ergebenden Hinder- 
nisse werden durch eine umfassende Koordinierung 
beseitigt. Danach müssen alle Bauaufträge mit 
einem Auftragswert über 1 Million Rechnungsein- 
heiten (= Dollar) im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft bekanntgemacht werden. In der lange 
Zeit umstrittenen Frage der in Frankreich und 
Italien üblichen Konzessionen zur Ausführung 
öffentlicher Bauten (vor allem Autobahnen) wurde 
in der Form einer Erklärung eine weitgehend ana- 
loge Regelung erreicht. Schließlich wird ein beraten- 
der Ausschuß eingesetzt, der alle bei der Anwen- 
dung der Richtlinien bzw. der Erklärung auftauchen- 
den Probleme erörtern soll. 

66. In der Zwischenzeit hat die Kommission dem 
Rat auch einen Richtlinienvorschlag für die öffent- 
lichen Lieferaufträge vorgelegt, der sich in vielen 
Punkten an der für die öffentliche Bauaufträgen ge- 
fundenen Lösung orientiert. Lieferaufträge mit 
einem Wert unter 60 000 Rechnungseinheiten sind 
vom Anwendungsbereich der Koordinierungsmaß- 
namen, insbesondere den Bekanntmachungsvor- 
schriften, ausgenommen. 

67 . Mit der Verabschiedung der ebenfalls sehr 
wichtigen Niederlassungsrichtlinien „Direktversiche- 
rung" (außer Leben) kann noch im Laufe dieses Jah- 
res gerechnet werden. Im Zuge dieser Richtlinien 
wird das deutsche Versicherungs-Aufsichtsrecht im 
Interesse einer Harmonisierung in der EWG in ganz 
entscheidenden Punkten abgeändert werden müs- 
sen. Insbesondere werden die Anforderungen an die 
Eigenkapitalausstattung von Versicherungsunter- 
nehmen in der gesamten Gemeinschaft einheitlich 
geregelt. 

Für die Versicherungsmakler und -agentcn hat die 
EG-Kommission dem Rat ebenfalls Richtlinienvor- 
schläge vorgelegt, deren Beratung in Kürze aufge- 
nommen werden wird. 

68. Weitgehend verabschiedungsreif sind die 
Schlußrichtlinien „Landwirtschaft" und die Richt- 
linien „Verteilung von Giftstoffen". Schwierigkeiten 
bereitet dagegen noch die Richtlinie „Kreditin- 
stitute", bei der darum der Währungsausschuß ein- 
geschaltet wurde, und die Richtlinien „Hilfsberufe 
des Verkehrs", wo noch eine Lösung zum Problem 
der italienischen Zollagenten gefunden werden muß. 

69 . Bei den freien Berufen ist die Beratung der 
Richtlinienvorschläge „Arzte" am weitesten ge- 
diehen, so daß eine Verabschiedung in der ersten 
Hälfte des nächsten Jahres möglich erscheint. Bei 
den pharmazeutischen Richtlinien (Niederlassungs- 
recht und Dienstleistungsverkehr) haben intensive 
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Beratungen, insbesondere zur Frage der harmoni- 
sierten Mindcstausbildungsbedingungen des Apo- 
thekers und der sachkundigen Person bei der Her- 
stellung von Arzneimitteln, stattgefunden. Eine end- 
gültige Lösung dieser komplexen Probleme wird 
erst im Rat im Zusammenhang mit Fragen des freien 
Warenverkehrs mit Arzneimitteln gefunden werden 
können. Die deutsche Seite hat aus wirtschaftlichen 
Gründen ein dringendes Interesse an der baldigen 
Verabschiedung dieser Richtlinien. 

70 . Die Richtlinienvorschläge „Architekten" sind 
weiter geprüft worden. Neu aufgenommen wurde 
die Beratung der Richtlinienvorschläge „Ingenieure". 
Bei diesen Richtlinien steht für die deutsche Delega- 
tion wie bei den Architekten die Frage einer Berück- 
sichtigung der deutschen Fachschul- und jetzt Fach- 
hochschulabsolventen im Vordergrund. 

71 . Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei der 
Kommission hat die Arbeiten für einen Richtlinien- 
entwurf zur Koordinierung des Inhalts der Bilanzen 
und der Gewinn- und Verlustrechnung der Kapital- 
gesellschaften sowie die Beratungen über die Koor- 
dinierung der aktienrechtlichen Schutzbestimmungen 
auf dem Gebiet der Verfassung der Aktiengesell- 
schaften abgeschlossen. Sie hat die Koordinierung 
der Schutzbestimmungen über die Ausgabe von 
Wertpapieren durch Aktiengesellschaften im ersten 
Durchgang beraten. 

Die Vorschläge der Kommission für eine zweite 
gesellschaftsrechtliche Richtlinie über die Aufbrin- 
gung und Erhaltung des Grundkapitals und für eine 
dritte gesellschaftsrechtliche Richtlinie über die na- 
tionale Fusion von Aktiengesellschaften werden zur 
Zeit in den zuständigen Ausschüssen des Bundes- 
tages und Bundesrates erörtert. 


Stahlmarkt 

72 . Die Rohstahlerzeugung der Gemeinschaft war 
— bedingt durch die sich verlangsamende Konjunk- 
tur und den damit verbundenen Abbau der Lager- 
bestände beim Handel und bei den Verbrauchern — | 
im ersten Halbjahr 1971 mit rund 53 Millionen t um 
6,2 ^/o niedriger als im entsprechenden Vorjahres- 
zeitraum. Nach Schätzungen der Kommission dürfte 
die Produktion für 1971 insgesamt ca. 107 Millio- 
nen t betragen und damit nicht das Ergebnis des ; 
Vorjahres (109,2 Millionen t) erreichen. i 

Beim Stahl-Binnenaustausch der Gemeinschaft ist 
für dieses Jahr nach den gegenwärtig vorliegenden 
Daten keine wesentliche Veränderung festzustellen; 
die Stahlausfuhr der Gemeinschaft in dritte Länder 
läßt steigende Tendenz erkennen, während die 
Stahleinfuhr der Gemeinschaft aus dritten Ländern 
im bisherigen Jahresverlauf auf hohem Niveau 
stagniert (zum Vergleich in Millionen t Rohstahl- 
gewicht 1970: Binnenaustausch ca. 23; Ausfuhr ca. 
17,4; Einfuhr 8,8). 

Für das Jahr 1971 faßten die Regierungen der Mit- ^ 
gliedstaaten mehrere gemeinsame Beschlüsse, die j 
unter grundsätzlicher Beibehaltung der zum Schutze I 


des Stahlmarktes der Gemeinschaft früher getroffe- 
nen Maßnahmen den Erfordernissen einer liberalen 
Handelspolitik und dem Interesse der stahlverbrau- 
chenden Wirtschaft verstärkt Rechnung trugen. Im 
einzelnen handelte es sich um 

— die erneute Festlegung von Einfuhrmöglich- 
keiten für Stahl aus Staatshandelsländern 

— die Entlassung einiger wenig empfindlicher 
Stahlerzeugnisse aus der mengenmäßigen Ein- 
fuhrbeschränkung gegenüber Staatshandelslän- 
dern 

— die traditionellen halbjährlichen Zollmaßnahmen, 
die Zollkontingente zum Nullsatz vorsehen. 

Ferner wurden bestimmte Erzeugnisse des EGKS- 
Bereichs durch gemeinsame Maßnahmen der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten sowie der Kommission 
in die international vereinbarte Gewährung von 
Zollpräferenzen an Entwicklungsländer durch die In- 
dustrieländer einbezogen. 

Weiterhin beschloß die Kommission 

— die Gewährung von Zollkontingenten für das 
ganze Jahr 1971 in Vorjahreshöhe zu ermäßig- 
ten Zollsätzen 

- den Wegfall des spezifischen Zolls für Gießerei- 
roheisen, so daß hierfür seit Jahresbeginn der 
normale niedrigere Zollsatz gilt. 

Bei den Stahlpreisen im Gemeinsamen Markt und 
auf anderen Märkten ergaben sich seit der letzten 
Berichterstattung keine bedeutenden Änderungen. 
Die für die Stahlerzeugung notwendigen Rohstoffe 
standen seither in ausreichendem Maße zur Ver- 
fügung; die Lage des Schrottmarktes erlaubte den 
Regierungen der Mitgliedstaaten gemeinsame Be- 
schlüsse zur Lockerung des Verbotes der Schrottaus- 
fuhr in dritte Länder bei bestimmten Schrottsorten. 

Angesichts der verringerten Stahlnachfrage setzten 
die Stahlunternehmen ihre Bemühungen um eine 
Anpassung der Produktion an die Marktsituation 
und um die Verbesserung der Produktionstechnik 
sowie der inner- und überbetrieblichen Rationalisie- 
rung nachdrücklich fort. 

ln der Bundesrepublik stellten die Walzstahlkontore 
ihre Tätigkeit mit Ablauf des Monats Juni ein; ihre 
Ziele sollen unter grundsätzlicher Aufgabe des ge- 
meinsamen Verkaufs von den inzwischen gebildeten 
und von der Kommission mit Auflagen genehmig- 
ten Rationalisierungsgruppen verstärkt weiterver- 
folgt werden. 

Als bedeutender Beitrag zur Integration des Stahl- 
bereichs der Gemeinschaft sind aus dem Zusammen- 
schluß der Röchling'schen Eisen- und Stahlwerke 
mit dem Werk Burbach des ARBED-Konzerns, Lu- 
xemburg, die Stahlwerke Röchling-Burbach entstan- 
den. 


XII. Rechtsangleichung 

Technische Handelshemmnisse 

73 . In Durchführung des „Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
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renverkehr, die sich aus Unterschieden in den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten ergeben" vom 28. Mai 1969 hat der Rat neun 
Richtlinien über die Kennzeichnung von Textilien, 
Bremsanlagen für Kraftfahrzeuge, Meßgeräte, Maß- 
einheiten und Meßverfahren angenommen. 

Die Beratungen weiterer Richtlinicnvorschlcige der 
Kommission wurde in den Arbeitsgruppen der Kom- 
mission und des Rates fortgesetzt. Es ist anzuneh- 
men, daß die Vorschläge für eine Richtlinie über 
glasfaserverstärkte Kunststofftanks für die Beförde- 
rung gefährlicher Stoffe mit Kraftfahrzeugen, für 
eine Richtlinie betreffend elektrische Betriebsmittel 
zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungs- 
grenzen und für eine R.ichtlinie betreffend elektri- 
sche Betriebsmittel zur Verwendung in explosibler 
Atmosphäre demnächst dem Rat zur Beschlußfas- 
sung vorgelegt werden könnte. 


Lebensmittelrecht 

74 . Die Arbeiten zur Angleichung des Lebensmittel- 
rechts sind auf nahezu alle Gebiete des „Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
renverkehr mit Lebensmitteln, die sich aus Unter- 
schieden in den Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten ergeben" vom 28. Mai 1969 
ausgedehnt worden. Mehrere Verordnungen zur 
Durchführung der VO (EWG) Nr. 816/70 des Rates 
vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein und der VO (EWG) Nr. 817/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung besonderer Vorschrif- 
ten für Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete 
wurden verabschiedet. Nicht zuletzt der Initiative 
der Bundesregierung ist es zu verdanken, daß wich- 
tige Grundsatzfragen, die praktisch für zahlreiche 
vertikale Richtlinien Bedeutung haben, abschließend 
geklärt werden konnten. Dadurch konnten die Bera- 
tungen an der als „Modellrichtlinie" geltenden Rege- 
lung über Kakao und Schokolade zum Abschluß ge- 
bracht werden. Die für Juli d. J. beabsichtigte Ver- 
abschiedung dieser Richtlinie mußte allerdings kurz- 
fristig wegen eines Konsultationsersuchens der Re- 
gierung des Vereinigten Königreichs verschoben 
werden. Für die Koordinierung der Mitgliedstaaten 
gegenüber den Arbeiten der Joint FAO/WHO 
Codex-Alimentarius-Kommission wurden Verfah- 
rensregeln ausgearbeitet und vom Rat angenom- 
men. 


Veterinärrecht 

75 . Der Rat hat am 19. Juli 1971 die Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen verabschiedet. Die übrigen Arbeiten zur 
Angleichung des Veterinärrechts insbesondere be- 
treffend die Durchfuhr von lebenden Rindern und 
Schweinen sowie frischem Fleisch, die Einfuhr von 
Lebendvieh und Fleisch aus Drittländern sowie be- 


züglich Geflügel, Eintagsküken und Bruteier wur- 
den fortgesetzt. 


Futtermittelrecht 

76 . Die Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tierernährung sowie die 
erste Richtlinie der Kommission vom 15. Juni 1971 
zur Festlegung gemeinschaftlicher Analysemethoden 
für die amtliche Untersuchung von Futtermitteln sind 
verabschiedet worden. Die Arbeiten an den Verord- 
nungsvorschlägen des Rates über die Festlegung 
von Höchstgehalten an unerwünschten Stoffen und 
Erzeugnissen in Futtermitteln sowie über den Ver- 
kehr mit Futtermitteln wurden fortgesetzt. 

Arzneimittelrecht 

77 . Die Beratungen über den von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaft dem Rat vorgeleg- 
ten Entwurf einer Zweiten pharmazeutischen Richt- 
linie wurden fortgesetzt. 

Die Beratungen des Entwurfs einer Richtlinie über 
die analytischen, pharmakologisch-toxischen und 
klinischen Versuche konnten in der Gruppe Wirt- 
schaftsfragen abgeschlossen werden. 

Kontrolle der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 

78 . Um eine allgemeine Aufhebung der Kontrolle 
des Versicherungsschutzes an den Binnengrenzen 
der Gemeinschaft zu erreichen, hat die Kommission 
dem Rat einen Vorschlag für eine Richtlinie betref- 
fend die Angleichung der Gesetze der Mitgliedstaa- 
ten bezüglich der Kraftfahrzeughaftpflichtversiche- 
rung und der Grenzkontrolle der entsprechenden 
Versicherungspflicht vorgelegt. Der Vorschlag ist 
von den Ständigen Vertretern bereits beraten wor- 
den, die Beratungen werden nach der Sommerpause 
fortgesetzt. 


Zollrecht 

79 . Die Arbeiten zur Rechtsangleichung auf dem 
Gebiet des Zollrechts innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft wurden während des Be- 
richtszeitraums fortgeführt. 

So ist am 21. Juni 1971 eine Richtlinie des Rates zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über die üblichen Behandlungen, die in 
Zollagern und Freizonen vorgenommen werden 
können, verabschiedet worden. 

Außerdem wurde zur weiteren Erleichterung der 
Formalitäten für den Verkehr innerhalb der Gemein- 
schaft das gemeinschaftliche Versandverfahren be- 
sonders durch zwei Vereinfachungsverordnungen 
weiter ausgebaut. Die erste brachte erhebliche Er- 
leichterungen im Eisenbahnverkehr und trat am 
1. Juli 1971 in Kraft. Die andere wird ab 1. Oktober 
1971 angewendet werden und sieht Verfahrensver- 
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einfachungen bei den Abgangs- und Bestimmungs- 
zollstellen vor. Darüber hinaus ist die Ausdehnung 
des gemeinschaftlichen Versandverfahrens auf das 
Gebiet der Schweiz zu erwarten; die Kommission 
hat vom Rat einen entsprechenden Verhandlungs- 
auftrag erhalten. 

Schließlich hat die Kommission weitere Verordnun- 
gen zur einheitlichen Durchführung der Gemein- 
schaftsregelung über den Zollwert erlassen. 

Europäisches Patentrecht 

80 . Die von der Bundesrepublik Deutschland nach- 
drücklich geförderten Arbeiten am europäischen 
Patentrecht sind zügig fortgeschritten. 

Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Euro- 
päischen Gemeinschaft hat im Juli 1971 einen zwei- 
ten Vorentwurf des Übereinkommens über ein euro- 
päisches Patenterteilungsverfahren sowie erste Vor- 
entwürfe einer Ausführungsordnung und einer 
Gebührenordnung zu diesem Übereinkommen nebst 
eingehenden Berichten zu diesen Entwürfen ver- 
öffentlicht. 

Die Zahl der Vertragsstaaten, die Vertreter zu der 
1969 gebildeten Regierungskonferenz über die Ein- 
führung eines europäischen Patenterteilungsverfah- 
rens entsenden, ist durch die Aufnahme Jugosla- 
wiens und Monacos auf 19 gestiegen. 

Die Sachverständigengruppe „Gemeinschaftspatent", 
die sich aus Regierungsvertretern der 6 Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft zusammensetzt und den 
Auftrag hat, das Übereinkommen über ein euro- 
päisches Patent für den Gemeinsamen Markt auszu- 
arbeiten, ist im Juni 1971 erneut zusaminengetre- 
ten. Sie hat einen zweiten Vorentwurf des Überein- 
kommens über das europäische Patent für den ge- 
meinsamen Markt sowie erste Vorentwürfe einer 
Ausführungsordnung und einer Gebührenordnung 
zu diesem Übereinkommen gebilligt. Diese Texte 
werden in Kürze veröffentlicht werden. 

Die Arbeiten an den Übereinkommen über ein 
europäisches Patenterteilungsverfahren werden in 
den kommenden Monaten fortgeführt. Einer Anhö- 
rung der nichtstaatlichen internationalen Organi- 
sationen, die sich mit Patentfragen befassen, durch 
die Regierungskonferenz wird im Januar/Februar 
1972 stattfinden. 

Fristen, Termine, Daten 

81 . Im Rahmen des Justizministerrats vom 3. Juni 
1971 wurde auch diese Verordnung des Rates zur 
Festlegung der in der Gemeinschaft geltenden Re- 
geln in bezug auf Fristen, Termine und Daten ver- 
abschiedet. Diese Verordnung regelt, gestützt auf 
die Lückenausfüliungsklauseln des Artikels 235 
EWG-Vertrag und des Artikels 203 EAG-Vertrag, 
die einheitliche Berechnung von Terminen, Daten 
und Fristen im Gemeinschaftsrecht sowie die Defi- 
nition der Arbeits- und Feiertage. Nunmehr ist die 
einheitliche Anwendung der entsprechenden ge- 
meinschaftsrechtlichen Regeln garantiert. 


Internationale Übereinkommen 

82 . Die Zustimmungsgesetze zu dem 

— am 29. Februar 1968 gezeichneten Übereinkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen (EWG- 
Anerkennungsübereinkommen) und zu dem 

— am 27. September 1968 gezeichneten Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
Zivil- und Handelssachen (EWG-Vollstrek- 
kungsübereinkommen) 

sind den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet 
worden. Mit ihrer Verabschiedung ist im Laufe die- 
ses Jahres zu rechnen. Beide Zustimmungsgesetze 
haben bereits den Bundesrat im ersten Durchgang 
durchlaufen. 

Für diese internationalen Übereinkommen ist eine 
einheitliche Auslegung durch den Gerichtshof der 
EG vorgesehen. 

Am 3. Juni 1971 sind auf der Tagung des Rates der 
Justizminister in Luxemburg zu den beiden oben 
erwähnten Übereinkommen zwei Protokolle zur 
Übertragung von Auslegungszuständigkeiten auf 
den Gerichtshof unterzeichnet worden. 

83 . Die zur Vorbereitung eines Übereinkommens 
über die Vereinheitlichung des internationalen Pri- 
vatrechts auf bestimmten Gebieten des Zivilrechts, 
die für das Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes von Bedeutung sind, eingesetzte Arbeitsgruppe 
hat ihre Tätigkeit fortgesetzt. 

84 . Die Kommission hat den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten einen Vorentwurf des Übereinkom- 
mens über den Konkurs, Vergleiche und ähnliche 
Verfahren nebst Begleitbericht mit der Bitte um 
Stellungnahme zu dem Vorentwurf zugehen lassen. 


C. Außenbeziehungen und Erweiterung 


XIII. Außenwirtschaftspolitik 
Zollpolitik 

85 . Die Europäische Gemeinschaft hat am 1. Juli 
1971 die allgemeinen Zollpräferenzen für Halb- und 
Fertigfabrikate für die Entwicklungsländer in Kraft 
gesetzt. Damit entsprach die Europäische Gemein- 
schaft als erste Welthandelsregion den Empfehlun- 
gen der Welthandelskonferenz über die Zollpräfe- 
renzen. Alle anderen Industrieländer werden ihre 
Präferenzsysteme erst während des zweiten Halb- 
jahres 1971 oder noch später in Kraft setzen. Dieser 
Vorstoß der Europäischen Gemeinschaft ist ein Er- 
folg ihrer liberalen und weltoffenen Außenwirt- 
schaftspolitik. 
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Die Zollsenkung im Rahmen des Präferenzsystems 
ist die wichtigste handelspolitische Maßnahme seit 
Abschluß der Kennedy-Runde. In dem Präferenz- 
schema der Europäischen Gemeinschaft wird ange- 
strebt, einen Ausgleich zwischen Zielsetzung einer 
beschleunigten Industrialisierung der Entwicklungs- 
länder und den berechtigten Schutzinteressen der in- 
nergemeinschaftlichen Industrien zu finden. 

Diese Zielsetzung steht in engem Zusammenhang 
mit den Erfordernissen einer arbeitsteiligen Welt- 
wirtschaft und der internationalen Entwicklungs- 
hilfepolitik. Es ist von allgemeinem Vorteil, wenn 
durch die Zollpräferenzen eine rationellere Ausnut- 
zung der Produktionsfaktoren in den Industrie- und 
Entwicklungsländern erreicht wird. Strukturände- 
rungen, die hierdurch ausgelöst werden, dürfen nicht 
durch Erhaltungssubventionen aufgehalten werden; 
sie müssen vielmehr — wenn erforderlich — durch 
angemessene strukturpolitische Maßnahmen geför- 
dert werden. Sozialen Härten durch Anpassungspro- 
zesse muß rechtzeitig entgegengewirkt werden. Die 
Bundesregierung fördert im Rahmen ihrer wachs- 
tumsorientierten Strukturpolitik die Anpassung an 
Strukturänderungen und die Umschulung der hier- 
von betroffenen Arbeitskräfte auf Berufe mit besse- 
ren Chancen. Sie trägt damit, wie mit der noch stär- 
keren Öffnung ihres Marktes für Erzeugnisse der 
Entwicklungsländer, deren berechtigten Belangen 
Rechnung. Diese Politik unterstützt die entwick- 
lungspolitische Bemühungen, durch die Zollpräfe- 
renzen eine Steigerung der Ausfuhren der Entwick- 
lungsländer zu erreichen und ihre Integration in den 
Welthandel zu fördern. 

Die Inkraftsetzung der Zollpräferenzen wurde am 
21. Juli 1971 vom Ministerrat beschlossen. Insge- 
samt verabschiedete er neun Rechtsakte über Zoll- 
präferenzen mit folgenden Hauptmerkmalen: 

— Die Einfuhren gewerblicher Halb- und Fertigwa- 
ren aus Entwicklungsländern erhalten in der Re- 
gel sofort und ohne Ausnahmen die völlige 
Zollfreiheit. 

— Diese Zolifreiheit gilt grundsätzlich für be- 
stimmte Jahresplafonds, die auf der Grundlage 
der Statistiken des Jahre 1968 nach der Formel 
„Einfuhren aus den begünstigten Entwicklungs- 
ländern plus 5 ^/o der Einfuhren aus allen ande- 
ren Ländern" berechnet werden. Ein einzelnes 
Entwicklungsland darf im allgemeinen nicht 
mehr als die Hälfte des Präferenzplafonds aus- 
nutzen. 

— Bei 150 Agrarwaren werden die Zölle in unter- 
schiedlichem Ausmaß gesenkt. Im Falle von 
Marktstörungen können die normalen Zollsätze 
wieder eingeführt werden. 

— Für Waren aus Baumwolle, Jute und Kokos gel- 
ten zum Teil Sondervereinbarungen, die mit den 
Ausfuhrländern abgeschlossen werden müssen. 

— In der ersten Phase sind 91 Entwicklungsländer 
sowie eine Reihe abhängiger Gebiete — diese 
jedoch ohne Textilien und Schuhe — begünstigt, 
über die Einbeziehung weiterer Entwicklungs- 
länder, wie Portugal, Spanien, Griechenland, 


Türkei, Malta, Israel und Taiwan, soll möglichst 
bald entschieden werden. 

— Innergemeinschaftlich sind für die sog. sensiblen 
Waren Gemeinschaftszollkontingente mit folgen- 
der Aufteilung vorgesehen: 


Deutschland 37,5 Vo 

Frankreich 27,1 Vo 

Italien 20,3 Vo 

Benelux 15,1 Vo 


Die halb-sensiblen Waren unterliegen einer spe- 
ziellen statistischen Überwachung, während die 
nicht-sensiblen Erzeugnisse nicht besonders kon- 
trolliert werden. 

Die jetzt verabschiedeten Rechtsakte gelten zunächst 
nur bis zum 31. Dezember 1971, weil dann zahlrei- 
che anderweitige Tarifänderungen in Kraft treten. 
Grundsätzlich sind die Präferenzen für eine Dauer 
von 10 Jahren vorgesehen. Die Europäische Gemein- 
schaft hat sich Änderungen ihres Präferenzsystems 
Vorbehalten, wenn sich ein Ungleichgewicht zwi- 
schen den Angeboten aller Geberländer oder un- 
günstige Auswirkungen auf die AASM ergeben. 

Deutschland hat sich seit 1964 intensiv für die all- 
gemeinen Zollpräferenzen eingesetzt. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft, Professor Dr. Schiller, hat 

1968 in der zweiten United Nations Conference on 
Trade and Development den Vorschlag über die Ge- 
währung von Zollpräferenzen ausdrücklich unter- 
stützt. In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 

1969 sind die Zollpräferenzen als Instrument der 
Förderung der Ausfuhr der Entwicklungsländer be- 
sonders hervorgehoben worden. Die Politik der Bun- 
desregierung hat dazu beigetragen, daß die Euro- 
päische Gemeinschaft auf dem Gebiet der Handels- 
politik eine neue Etappe der internationalen Zu- 
sammenarbeit eingeleitet hat. 


Handelspolitik 

86 . Der Rat hat am 26. Juli 1971 ein Schema für die 
Vereinheitlichung der autonomen Liberalisierungs- 
politik der Mitgliedstaaten gegenüber den Staats- 
handelsländern angenommen. Das Schema, das noch 
in juristische Texte gefaßt werden muß, ergänzt die 
gemeinschaftliche Regelung für die vertraglichen 
Beziehungen der Mitgliedstaaten zum Osten (Rats- 
entscheidung vom 16. Dezember 1969 über die Ver- 
einheitlichung der Handelsabkommen) und stellt in- 
soweit einen bedeutenden Fortschritt auf dem Wege 
zu einer vollständigen gemeinsamen Osthandels- 
politik dar. Außer materiellen Regelungen für die 
Liberalisierungspolitik bis Ende 1974 enthält das 
Schema vor allem ein gemeinschaftliches Verfahren 
zur Koordinierung der autonomen Liberalisierungs- 
maßnahmen der Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung hat sich durch konstruktive 
Vorschläge tatkräftig für die Verabschiedung des 
Schemas eingesetzt. 

Die Anwendung der bestehenden Gemeinschaftsre- 
gelungen verläuft zufriedenstellend, insbesondere 
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werden die Liberalisierungsverordnungen laufend 
in ihrem Liberalisierungsstand erweitert. Auf deut- 
sche Initiative hat die Kommission — in Ergänzung 
der Liberalisierungs-VO-West (VO 1025/70) — jetzt 
auch eine gemeinschaftliche Regelung für das Ein- 
fuhrverfahren der Mitgliedstaaten im liberalisierten 
Bereich vorgeschlagen. 

87 . Der zuständige Arbeitskreis des Rates hat in 
Ausführung des Mandates vom 28. Oktober 1970 
ein Inventar der offenen Fragen auf dem Gebiet 
der Ausfuhrkreditversicherung und der Ausfuhr- 
finanzierung erarbeitet und dem Rat vorgelegt. Die 
Bundesregierung erwartet, daß der Rat, einem bel- 
gischen Vorschlag folgend, dies Inventar zum An- 
laß nehmen wird, um Prioritäten für die künftige 
Arbeit zu setzen. Nach deutscher Auffassung müßte 
ein Punkt einer Prioritätenliste die Frage der Ex- 
portzinssätze mit dem Ziel der Beseitigung von Sub- 
ventionen sein. 

Die Kommission hat dem Rat im Mai einen Richt- 
linienvorschlag über die Einführung gemeinsamer 
Prämiensätze für die mit den Richtlinien vom 27. Ok- 
tober 1970 verabschiedeten Gemeinsamen Policen 
für mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit 
öffentlichen und privaten Käufern vorgelegt. Die 
Beratungen hierüber sind noch im Gange. 

Ferner hat die Kommission dem Rat am 27. Juli 1971 
zwei Richtlinienvorschläge über die Annahme ge- 
meinsamer Grundsätze auf dem Gebiet der Wechsel- 
kursversicherung und der Fcstprcisversicherung 
zugeleitet. Die Bundesregierung glaubt, daß die 
Festpreisversicherung inflationstreibend wirken 
würde. Auch eine Wechselkursversicherung hat die 
Bundesregierung in der Vergangenheit abgelehnt. 
Nach dem Abschluß der verschiedenen internatio- 
nalen Währungskonferenzen wird zu entscheiden 
sein, ob und inwieweit die jüngsten währungspoli- 
tischen Entwicklungen Anlaß zur Änderung des bis- 
herigen Standpunktes geben. 

Handelsbeziehungen zu Drittländern 

88. Die Anfang des Jahres aufgenommenen Ver- 
handlungen zwischen der Kommission der EG und 
Argentinien über den Abschluß eines nichtpräfe- 
renziellen Handelsabkommens sind Anfang Juli er- 
folgreich abgeschlossen worden. Die Texte des Ab- 
kommens liegen bereits vor^ die Unterzeichnung ist 
im November 1971 vorgesehen. 

Das Abkommen enthält besondere Bestimmungen 
für den Warenverkehr, insbesondere auf dem Rind- 
fleischsektor. 

Ein im Abkommen vorgesehener Gemischter Aus- 
schuß sorgt für das ordnungsgemäße Funktionieren 
des Abkommens und prüft sämtliche Fragen, die 
bei seiner Anwendung auftreten. Er hat ferner die 
Aufgabe, Methoden für eine Kooperation in Wirt- 
schafts- und Handelsfragen zu entwickeln, soweit 
dies der Förderung des gegenseitigen Handelsaus- 
tausches dienlich ist. 

89 . Der Dialog zwischen der EWG und den 22 
lateinamerikanischen Mitgliedsländern der Sonder- 
kommission für lateinamerikanische Koordinierung 


(CECLA) ist am 18. Juni 1971 in Brüssel in einer 
Sitzung auf Botschafterebene eröffnet worden. Die 
Botschafter kamen überein, mindestens einmal jähr- 
lich eine Botschaftersitzung abzuhalten und ggf. 
für die Prüfung besonderer Probleme Sachverstän- 
digensitzungen einzuberufen. Weiter können die 
Botschafter die Einberufung einer Ministertagung Vor- 
schlägen, wenn sie der Auffassung sind, daß die 
beim Dialog erzielten Fortschritte eine Tagung auf 
dieser Ebene rechtfertigen. 

Der beschlossene Dialogmechanismus soll es den 
CECLA-Mitgliedsländern in ihrer Gesamtheit sowie 
der EWG und ihren Mitgliedstaaten ermöglichen, 

— zu prüfen, welche Lösungsmöglichkeiten sich für 
Fragen im Rahmen ihrer Wirtschafts- und Han- 
delsbeziehungen bieten 

— nichtpräferenzielle Lösungen zu suchen, um 
ihren Handelsverkehr zu erweitern und zu di- 
versifizieren, unbeschadet der Vergünstigungen, 
die die Gemeinschaften im Rahmen der Allge- 
meinen Zollpräferenzen gewähren 

— über einen Rahmen zu verfügen, der die Ent- 
wicklung der Beziehungen zwischen der Gemein- 
schaft und den lateinamerikanischen Ländern er- 
leichtert und 

— im gegenseitigen Einvernehmen bestimmte, in 
den internationalen Gremien behandelte Fragen 
zu prüfen. 

Ein zweites Botschaftertreffen ist von der derzeitigen 
Ratsmacht Italien für November vorgeschlagen wor- 
den. 

90 . Die Selbstbeschränkungsabkommen für Baum- 
wollwaren der Gemeinschaft mit Hongkong, Indien, 
Pakistan, Südkorea, Taiwan und der VAR sind in 
Kraft getreten (Laufzeit 3 Jahre); das Abkommen 
mit Japan wird in Kürze unterzeichnet werden. 

91 . Die zweite Verhandlungsrunde der Gemein- 
schaft mit Japan über ein Handelsabkommen, die in 
Brüssel vom 6. bis 8. Juli 1971 stattfand, führte noch 
zu keiner Übereinstimmung der Standpunkte, ins- 
besondere nicht in der Frage der Ausgestaltung 
einer Schutzklausel. 

92 . Im Januar fand eine erste Sitzung des im Han- 
delsabkommen EWG/Jugoslawien vorgesehenen ge- 
mischten Ausschusses statt. 

93 . In dem Bemühen um eine Entspannung des 
handelspolitischen Verhältnisses zu den USA hat 
der Rat am 26. Juli 1971 zunächst den Zoll für Oran- 
geneinfuhren im Sommer 1971 teilweise ausgesetzt. 
Außerdem wurden die Konsultationen über die Ta- 
bakmarktordnung und die US-Tabakexporte in die 
Gemeinschaft fortgesetzt und die Erstattungen für 
Geflügel- und Schweineschmalzexporte beider Sei- 
ten in bestimmte Drittstaaten herabgesetzt. 

94 . Der Vertreter Frankreichs hat als Ratsmacht 
gegenüber der Verwahrregierung Großbritannien 
am 30. Juni d. J. die Absicht der europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft notifiziert, das Vierte Interna- 
tionale Zinn-Übereinkommen zu genehmigen. 
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XIV. Beitrittsverhandlungen 


Großbritannien 

95 . In den Beitrittsverhandlungen mit Großbritan- 
nien ist im Berichtszeitraum der entscheidende Durch- 
bruch erzielt worden. Bis zur Sommerpause konnte 
über die wichtigsten Verhandlungspunkte Einigung 
erzielt werden. Hierfür hat insbesondere auch das 
Treffen zwischen Staatspräsident Pompidou und 
Premierminister Heath am 20. /21. Mai 1971 in Paris 
mit den Weg geebnet. Die Bundesregierung hat sich 
stets dafür eingesetzt, daß für Großbritannien akzep- 
table Verhandlungsergebnisse erreicht werden. Nun- 
mehr hat sich das Schwergewicht der Diskussion um 
den Beitritt auf die innerpolitische Bühne Großbri- 
tanniens verlagert. Die Arbeiten im Rahmen der 
Beitrittskonferenz werden sich mehr und mehr auf 
die Redaktion des Beitrittsvertrages konzentrieren. 

96 . Die politischen Schwerpunkte der Verhandlun- 
gen sind wie folgt geregelt worden: 

Übergangsmaßnahmen auf dem gewerblichen Sektor 

Nach der bereits im Februar 1971 erzielten Einigung 
über den Abbau der Binnenzölle in fünf Stufen und 
die Angleichung an den GZT in vier Stufen nunmehr 
Einigung über sämtliche Zollkontingentwünsche für 
12 Erzeugnisse aus den NE-Metall-, Chemie-, Holz- 
und Papierbereichen. 


Milcherzeagnisse aus Neuseeland 

Bis 1977 Abbau der z. Z. garantierten Mengen bei 
Butter auf 80 ®/o, bei Käse auf 20 Vo (d. h. auf 71 Vo, 
ausgedrückt in Milchäquivalenten) verbunden mit 
Preisgarantie auf dem Niveau der Durchschnitts- 
preise 1969 bis 1972; bei Butter Überprüfung der 
Lage im dritten Jahr und ggf. Aufrechterhaltung 
der Ausnahmeregelung über den 31. Dezember 1977 
hinaus. 

Zucker aus den Commonwealth-Ländern 

Weitergelten des Commonwealth-Zucker- Abkom- 
mens mit Vereinbarungen über Liefermengen und 
Preise bis zu dessen Auslaufen am 31. Dezember 
1974; im Zusammenhang mit dem Angebot einer 
Assoziierung oder des Abschlusses von Handelsab- 
kommen an Commonwealth-Länder Zusicherung der 
Gemeinschaft, sich um die Wahrung der Interessen 
dieser Länder zu bemühen, deren Wirtschaft weit- 
gehend von der Ausfuhr von Grundstoffen, insbe- 
sondere Zucker, abhängt. 

Währungsl ragen 

Britische Delegation hat zu diesem Thema, das nicht 
Verhandlungsgegenstand war, insbesondere Bereit- 
schaft erklärt, einen geregelten und schrittweisen 
Abbau der offiziellen Sterling-Guthaben nach dem 
Beitritt in Aussicht zu nehmen sowie nach dem Bei- 
tritt eine schrittweise Aufgabe der Reservefunktion 
des Pfund Sterling im Rahmen der Fortschritte auf 
dem Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion 
zu erörtern. 


Übergangsmaßnahmen auf dem Agrarsektor 

Angleichung der britischen Agrarpreise in sechs 
Stufen in den Jahren 1973 bis 1977 jeweils zu Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres sowie zusätzlich am 31. 
Dezember 1977 (mit Möglichkeit gewisser Flexibili- 
tät); parallel dazu Abbau der Zölle und Angleichung 
an GZT, mit besonderem Zeitplan für Gartenbau- 
erzeugnisse (jeweils am 31. Dezember in den Jahren 
1973 bis 1977); sofortige Einführung der vollen Ge- 
meinschaftspräferenz; Zusicherung, während der 
Übergangszeit ggf. Maßnahmen zu ergreifen, um 
konkrete Probleme im Bereich des Handelsverkehrs 
mit Drittländern zu lösen. 

finanzregelung 

Übernahme des gemeinschaftlichen Systems der 
eigenen Einnahmen ab 1. Januar 1973, jedoch nur 
Abrufung der finanziellen Beteiligung nach jährlich 
steigenden Beteiligungssätzen (45 Vo im Jahre 1973, 
92^/0 im Jahre 1977); der britische Anteil an den 
eigenen Einnahmen der erweiterten Gemeinschaft 
beträgt demnach maximal: 


1973 

— 

8,64 «/o 

1974 

— 

10,85 0/0 

1975 

— 

13,34 «/o 

1976 

— 

16,02 o/o 

1977 

— 

18,92 o/o 


Korrektivperiode für 1978 und 1979; ab 1980 volle 
Belastung nach dem System der eigenen Einnahmen. 


Weitere wichtige Verhandlungsergebnisse sind: 
Kapitalverkehr 

Schrittweise Liberalisierung während fünfjähriger 
Übergangszeit: Direktinvestitionen von Devisenin- 
ländern in den Mitgliedstaaten innerhalb der ersten 
beiden Jahre; Kapitaltransfer mit persönlichem 
Charakter spätestens nach zweieinhalb Jahren; Ge- 
schäfte von Deviseninländern mit an der Börse ge- 
handelten ausländischen Wertpapieren am Ende der 
fünfjährigen Übergangszeit. 

Europäische Investitionsbank 

Beteiligung am Stammkapital der Bank in gleicher 
Weise wie Bundesrepublik und Frankreich (Einzu- 
zahlender Betrag: 90 Millionen RE); Beitrag zu den 
Reserven der Bank (einzuzahlen: 32,7 Millionen RE); 
Beteiligung an den Organen in gleicher Weise wie 
Bundesrepublik, Frankreich und Italien. 

EGKS 

Allgemeiner Zeitplan für den Abbau der Binnenzölle 
gilt auch für Stahlerzeugnisse nach dem EGKS-Ver- 
trag; Angleichung an Außenzoilsätze für Eisen und 
Stahl erfolgt nach dem Zeitplan für Angleichung an 
GZT; Schrottausfuhrkontrolle innerhalb der erwei- 
terten Gemeinschaft kann noch zwei Jahre lang auf- 
rechterhalten werden; Beitrag von 57 Millionen RE 
zu den Reservefonds der EGKS; im übrigen Über- 
nahme des EGKS-Vertrags und des Folgerechts ohne 
besondere Übergangsregelungen. 
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Interimszeit 

In der Zeit zwischen dem Abschluß der Verhandlun- 
gen und dem Inkrafttreten des Beitritts Unterrich- 
tung der beitrittswilligen Staaten über alle Vor- 
schläge und Mitteilungen der Kommission; auf An- 
trag Konsultation in einem Interimsausschuß (in der 
Regel Ständige Vertreter), sobald die Sechs gemein- 
same Leitlinien erarbeitet haben; ggf. Konsultation 
auch auf Ministerebene. 

97 . Noch offen sind insbesondere folgende Fragen: 
Fischereipolitik 

Bisher nur Anerkennung der Notwendigkeit, die 
Bestimmungen der Strukturverordnung über die Zu- 
gangsregelung für die Küstengewässer für eine be- 
stimmte Zeitspanne zu überprüfen. 

Assoziations- und Präferenzabkommen 
im Mittelmeerraum 

Grundsatz der Übernahme dieser Abkommen wäh- 
rend einer Übergangszeit; nach Kontakten mit den 
Vertragspartnern muß über Anpassungen und ggf. 
Änderungen der einzelnen Abkommen verhandelt 
werden. 

Britische Kanalinseln 

Großbritannien wünscht freien Warenverkehr für 
die Exporte der Inseln in die erweiterte Gemein- 
schaft und im übrigen eine Nichtanwendung des 
EWG-Vertrages. 


Stimmen- 



wägung nach 
Artikel 148 
Abs. 2 EWG-V 

Kommissions- 

mitglieder 

Abgeordnete 
im EP 

Mitglieder 
im WSA 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Vereinigtes Königreich 

je 10 

je 2 

je 36 

je 24 

Belgien 





Niederlande 

je 5 

je 1 

je 14 

je 12 

Dänemark 


1 



Irland 





Norwegen 

je 3 

je 1 

je 10 

je 9 

Luxemburg 

! 2 1 
1 

1 1 

6 I 

6 

Insgesamt 

61 •) 

14 

208 ! 

153 


*] Qualifizierte Mehrheit gemäß Artikel 148 Abs. 2 beträgt 43 Stimmen im Fall eines Vorschlags der Kommission 
bzw. 43 Stimmen bei Zustimmung von mindestens sechs Mitgliedern in allen anderen Fällen. Für Zustimmungen 
und Entscheidungen des Rates nach Artikel 28 EGKS-Vertrag muß absolute Mehrheit die Stimmen der Vertreter 
von zwei Mitgliedstaaten (in dem Fall der Stimmengleichheit von drei Mitgliedstaaten) einschließen, die jeder 
mindestens ein Achtel des Gesamtwertes der Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen. 
Gleichzeitig mit Erhöhung der Zahl der Kommissionsmitglieder auf 14 wird Anzahl der Vizepräsidenten der Kom- 
mission auf fünf erhöht. 


Euratom I 

Abbau der Binnenzölle und Angleichung an GZT | 
für Erzeugnisse der Liste A — 1 und A — 2 am Ende i 
des ersten Jahres nach Beitritt; allgemeiner Zeitplan : 
für Zollmaßnahmen für Erzeugnisse der Liste B; ; 
Austausch von gleichwertigen Kenntnissen; Beteili- 1 
gung an Forschungsprogrammen der Gemeinschaft; 
Übernahme des Kontroil- und Inspektionssystems. 

Commonwealth 

Vergleiche bereits früher erzielte Verhandlungser- 
gebnisse betr. abhängige Gebiete und unabhängige 
Länder in Asien (8. Integrationsbericht, Ziffer 86). 
Angebot für Assoziierungs- oder Handelsabkommen 
an unabhängige Commonwealth-Länder in Afrika, ' 
im karibischen Raum, im Indischen und im Pazifi- ; 
sehen Ozean; Bestätigung der Absicht der Fortfüh- | 
rung der Assoziierungspolitik gegenüber den bis- j 
herigen und den hinzukommenden Entwicklungslän- 1 
dem; Zusicherung der Berücksichtigung der Grund- 
stoffinteressen dieser Länder; in diesem Rahmen 
Regelung des Zuckerproblems; bis 1975 Aufrecht- 
erhaltung des Status quo in den Beziehungen zwi- 
schen den beitrittswilligen Staaten und den AASM, 
den ostafrikanischen Staaten und den ÜLG sowie 
zwischen den bisherigen und den künftigen Mit- | 
gliedstaaten und den für eine Assoziierung in Be- ! 
tracht kommenden Commonwealth-Staaten und -ge- 
bieten. 

Institutionelle Fragen 

über folgende institutionelle Anpassungen ist be- 
reits Einigung erzielt: 
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Übergangs maß nahmen auf verschiedenen Gebieten 

Britische Delegation hat z. B. auf dem Gebiet des 
Verkehrs und des Veterinärrechts übergangsfristen 
für die Übernahme des Gemeinschaftsrechts bean- 
tragt. 


Irland 

98 . Parallel zu den Verhandlungen mit Großbritan- 
nien ist auch mit Irland weitgehend Einigung über 
die allgemeinen Übergangsregelungen erzielt wor- 
den. Auch das besondere Problem der Kraftfahrzeug- 
Montage-Industrie in Irland konnte grundsätzlich 
geregelt werden. Auf folgende besonderen Verein- 
barungen ist hinzuweisen: 

Übergangsmaßnahmen auf dem Agrarsektor 

Die Übergangsvereinbarungen dürfen nicht zur Ein- 
schränkung der im englisch-irischen Freihandelsab- 
kommen vorgesehenen Handelsfreiheit führen. 

Finanzregeliing 

Irischer Anteil an den eigenen Einnahmen der Ge- 
meinschaft wird von ca. 0,3 üo im Jahre 1973 auf ca. 

0. 6 Üo im Jahre 1977 steigen. 

Kapi laiverkehr 

Gleiche Übergangsregelung für schrittweise Libera- 
lisierung wie für Großbritannien. 

EIB 

Einzuzahlender Beitrag zum Stammkapital: 3 Mil- 
lionen RE; Beitrag zu den Reserven: 1,09 Millionen 
RE. 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Wie auch mit Großbritannien für Nordirland verein- 
bart; Übergangszeit von fünf Jahren für Übernahme 
der gemeinschaftlichen Bestimmungen. 

Kraftfahrzeug-Montage-lndustrie 

Die gegenwärtige Einfuhrregelung zum Schutz der 
in Irland ansässigen Montage-Industrie gilt bis 

1. Januar 1985 weiter mit folgender Maßgabe: Zoll- 
abbau nach dem normalen Zeitplan; Beseitigung der 
mengenmäßigen bzw, zolltariflichen Diskriminie- 
rungen zwischen Import- und Montagebetrieben von 
Herstellern der erweiterten Gemeinschaft mit dem 
Beitritt bzw. zum 1. Januar 1974; Eröffnung eines 
Globalkontingents für nicht an der Vereinbarung 
betr. die Montage-Industrie beteiligte Importeure 
der erweiterten Gemeinschaft von 3 Vo im Jahre 1973 
mit jährlicher Aufstockung um 1 Vo. 

99 , Noch offen sind insbesondere folgende Fragen: 
Fischereipolitik 

Irland hat ebenfalls eine dauerhafte Ausnahme vom 
Prinzip des freien Zugangs für die Fischerei in der 
12-Meilen-Zone gefordert. 


Industrieförderung und Regionalpolitik 

Irland wünscht eine Beibehaltung seiner Förde- 
rungsmaßnahmen, insbesondere der Steuerbefreiun- 
gen bei Ausfuhrgewinnen und darüber hinaus 
regionalpolitische Förderungsmaßnahmen der erwei- 
terten Gemeinschaft. 


Dänemark 

100 . In den Verhandlungen mit Dänemark konnte 
— abgesehen von wenigen Sonderproblemen — 
entsprechend den mit Großbritannien erzielten Ver- 
handlungsergebnissen über alle wichtigen Punkte 
Einigung erzielt werden. Speziell für Dänemark gilt: 

Übergangsmaßnahmen auf dem Agrarsektor 

Das bilaterale Abkommen über Verarbeitungsrinder 
gilt ab Beitritt nicht mehr. Doch geht man davon aus, 
daß die Übergangsregelung für Dänemark nicht un- 
günstiger sein wird. 

Finanzregelung 

Dänischer Anteil an den eigenen Einnahmen der 
Gemeinschaft wird von ca. 1,1 ^/o im Jahre 1973 auf 
ca. 2,4 Vo im Jahre 1977 steigen. 

Kapitalverkehr 

Übergangszeit von höchstens fünf Jahren für Erwerb 
ausländischer bzw. auf Fremdwährung lautender 
Wertpapiere sowie von zwei Jahren für dänische 
Schuldverschreibungen. 

EIB 

Einzuzahlender Beitrag zum Stammkapital: 12 Mil- 
lionen RE; Beitrag zu den Reserven: 4,36 Millionen 
RE. 

EGKS 

Dieselbe Regelung wie für Großbritannien betr. Zoll- 
maßnahmen; Beitrag zu den EGKS-Fonds: 635 000 
RE. 

101 . Noch offen sind insbesondere folgende Fragen: 
Färöer Inseln und Grönland 

Status dieser mit lokaler Autonomie ausgestatteten 
Teile des Königreichs ist festzulegen; Dänemark hat 
permanente Ausnahme vom Prinzip des freien Zu- 
gangs für Fischerei in 12-Meilen-Zone sowie ge- 
wisse Ausnahmen vom Niederlassungsrecht und der 
Freizügigkeit für Arbeitnehmer gefordert. 


Norwegen 

102 . Die Konferenz erzielte Einvernehmen u. a. über 
die Übergangsregelungen für den gewerblichen Be- 
reich und die Finanzregelung, über die politisch ent- 
scheidenden Fragen, die norwegischen Wünsche auf 
Sonderregelungen für die Landwirtschaft und die 
Fischerei, sowie über den Status von Spitzbergen 
muß allerdings erst noch verhandelt werden. Im 
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einzelnen ist aus den Verhandlungen hervorzuhe- 
ben: 

Finanzregelung 

Norwegischer Anteil an den eigenen Einnahmen der 
Gemeinschaft wird von ca. 0,75 '^/o im Jahre 1973 
auf ca. 1,65 *^/o im Jahre 1977 steigen. 

Kapitalverkehr 

Schrittweise Liberalisierung während Übergangs- 
zeit: in den ersten beiden Jahren nach dem Beitritt 
Kapitaleinfuhren für Direktinvestitionen, Handels- 
kredite ausländischer Finanzinstitute bis zu fünf 
Jahren sowie der Erwerb auf norwegische Kronen 
lautender Aktien durch Devisenausländer; am Ende 
der Übergangszeit Geschäfte von Devisenausländern 
mit ausländischen Wertpapieren. 

EIB 

Einzuzahlender Beitrag zum Stammkapital: 9 Mil- 
lionen RE; Beitrag zu den Reserven: 3,27 Millionen 
RE. 

EGKS 

Übergangsregelung für Zollmaßnahmen wie für 
Großbritannien; Beitrag zu den EGKS-Fonds: 
1 162 500 RE. 


103 . Noch offen sind insbesondere folgende Fragen: 
Landwirtschaft 

Norwegen, das im allgemeinen hohe Erzeugerpreise 
verbunden mit einem System verschiedener Stüt- 
zungsmaßnahmen und Einfuhrregelungen kennt, 
akzeptiert zwar das System der gemeinsamen Markt- 
organisation, wünscht aber für einige Erzeugnisse, 
insbesondere die tierischen Produkte, Getreide, 
Kartoffeln und einige Gartenbauerzeugnisse, Son- 
derregelungen in der Form von allgemeinen Preis- 
subventionen, regionalen Einkommensausgleichs- 
subventionen und Frachtsubventionen, Einkommens- 
beihilfen sozialer Art sowie besondere Einfuhrrege- 
lungen für Gartenbauerzeugnisse. 

Fischereipolitik 

Norwegen hat zahlreiche Wünsche für eine Anpas- 
sung der Fischmarktordnung vorgebracht. Hinsicht- 
lich des freien Zugangs zu' den Küstengewässern hat 
die norwegische Delegation vorgeschlagen, den 
Fischfang innerhalb der 12-Meilen-Zone auf Dauer 
den in den Küstengebieten ansässigen Fischern vor- 
zubehalten. 

Spitzbergen 

Norwegen hat im Hinblick auf den internationalen 
Status der Inselgruppe vorgeschlagen, daß Spitzber- 
gen außerhalb des Geltungsbereichs der Gemein- 
schaftsverträge bleibt, jedoch seine Erzeugnisse 
(Kohle) frei von Zöllen und mengenmäßigen Be- 
schränkungen in die erweiterte Gemeinschaft aus- 
führen kann. 


XV. Assoziierungen und besondere Beziehungen 
mit europäischen Ländern 

Nichtbeitretende EFTA-Staaten 

104 . Nach Abschluß eingehender Sondierungsge- 
spräche mit den Delegationen von Österreich. Schwe- 
den, Schweiz, Portugal, Finnland und Island hat die 
Kommission am 16. Juli ihre Stellungnahme an den 
Rat abgegeben. 

Die Kommission stellte zwei Alternativen zur Dis- 
kussion: 

— Aufrechterhaltung des Status quo für zwei Jahre. 

— Schaffung einer Freihandelszone mit der erwei- 
terten Gemeinschaft gleichzeitig mit den Bei- 
tritten. 

Der Freihandel sollte — abgesehen von Sonderre- 
gelungen für Portugal und Island — auf den gewerb- 
lichen Bereich beschränkt werden und zeitlich dem 
Zollabbau zwischen den alten und neuen Mitglie- 
dern der Gemeinschaft entsprechen. Eine Verpflich- 
tung zur Anpassung der Außenzölle an den GZT 
soll nicht erfolgen; Handelsverlagerungen sollen 
durch eine Ursprungsregelung vermieden werden. 
Der Vertrag soll allgemeine Wettbewerbsgrund- 
sätze, aber keine Harmonisierungsverpflichtungen 
enthalten. Für den Fall von Störungen durch recht- 
liche und administrative Disparitäten ist eine Schutz- 
klausel vorgesehen, deren Anwendung im übrigen 
durch autonome Harmonisierungsmaßnahmen ver- 
mieden werden kann. 

Auf seiner Tagung am 26. Juli hat der Rat die Mög- 
lichkeit eines Status quo abgelehnt und seine frühere 
Entscheidung für eine mit den Beitritten abzustim- 
mende Freihandelsregelung bestätigt. Er hat sich 
zwar nicht erneut dafür ausgesprochen, daß die 
Freihandelsregelung den gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Sektor umfassen soll, jedoch aus- 
drücklich die Möglichkeit gezielter Präferenzrege- 
lungen im Agrarbereich offengehalten. 

Die Haltung des Rates wurde auf seiner Tagung 
am 20. /21. September weiter präzisiert. Die von ihm 
gegebenen Orientierungen sollen es ermöglichen, 
bis zur nächsten Ratstagung (18. /19. Oktober) einen 
Mandatsentwurf auszuarbeiten. Mit der Befürwor- 
tung einer Evolutivklausel in der Präambel, nach 
der die Vertragsparteien bereit sind, im Verlauf der 
weiteren Entwicklung die Möglichkeit zu prüfen, 
das Abkommen so auszubauen, wie es sich im In- 
teresse der gemeinsamen Beziehungen als nützlich 
erweist, ist der Rat auf den Wunsch der nichtbei- 
tretenden EFTA-Staaten eingegangen, die inhaltlich 
limitierten Abkommen mögen ausbaufähig ausge- 
staltet werden und eindeutig auf die Dauer gerichtet 
sein. 

Der Rat hat ferner in noch festzulegenden Sonder- 
fällen abgestimmte (konzertierte) Harmonisierungs- 
maßnahmen ausdrücklich nicht ausgeschlossen und 
die vorgesehene Ursprungsregelung entsprechend 
früheren Präferenzabkommen der Gemeinschaft be- 
stätigt. In das Abkommen sollen ferner Grundsätze 
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aufgenommen werden, denen zufolge bestimmte 
Praktiken (Kartelle und aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen) mit dem einwandfreien Funktio- 
nieren der Abkommen unvereinbar sind, das Ver- 
bot einer steuerlichen Diskriminierung der im 
Rahmen der Abkommen eingeführten Waren und 
eine allgemeine Schutzklausel bei sektoralen, 
regionalen und Zahlungsbilanzschwierigkeiten sowie 
Dumping. 

Die Fragen der empfindlichen Produkte, der Revi- 
sionsklausel und der Möglichkeit der Einbeziehung 
bestimmter Agrarerzeugnisse werden noch geprüft. 
Vor dem nächsten Rat sollen möglichst auch schon 
Gespräche mit den Beitrittskandidaten aufgenommen 
werden, damit der Rat bei der Verabschiedung des 
Mandats auch schon die Äußerungen dieser Länder 
berücksichtigen kann. 

Das jetzt in Aussicht genommene Konzept wird 
von den betroffenen Staaten in ihrer Mehrheit als 
eine für den Anfang annehmbare Lösung bezeichnet; 
Schweden hält jedoch an seinem Wunsch nach einem 
materiell wesentlich weitergehenden Abkommen 
(u. a, Zollunion) mit entsprechendem Mitgestal- 
tungsrecht fest. 


Österreich 

105 . Die Kommission hat am 22. Juli ihren Bericht 
an den Rat über die Verhandlungen mit Österreich 
im Hinblick auf den Abschluß eines Interims-Teil- 
abkommens über eine lineare Zollsenkung um 30 Va 
erstattet. Nach Entscheidung des Rates zu den darin 
dargestellten noch offenen Fragen werden die Ver- 
handlungen abgeschlossen werden können. Die 
Kommission hält es für möglich und realistisch, das 
Abkommen bereits zum 1. Januar 1972 in Kraft 
treten zu lassen, da sich bis dahin in den Verhand- 
lungen mit den nichtbeitretenden EFTA-Staaten die 
Leitlinien über den vollständigen Zollabbau im 
Rahmen der Globalregelung klar genug abzeichnen 
werden, um den Erfordernissen des GATT auf „Plan 
und Programm" für die Freihandelsregelung Rech- 
nung zu tragen. Dies hatte der Rat bei der Verab- 
schiedung des Verhandlungsmandates zur Voraus- 
setzung für das Inkrafttreten des Interims-Abkom- 
mens gemacht. 


Spanien 

106 . In den Verhandlungen über das am 1. Oktober 
1970 in Kraft getretene Präferenzabkommen mit 
Spanien hatte die Gemeinschaft Spanien Zollsen- 
kungen für bestimmte Weine angeboten. Sie hatte 
sich Vorbehalten, diese Regelung nach Inkrafttreten 
der gemeinsamen Marktregelung für Wein zu über- 
prüfen und sich verpflichtet, Spanien in diesem 
Fall Zugeständnisse einzuräumen, deren Vorteile 
mit denen des ursprünglichen Angebots vergleich- 
bar sind. 

Die gemeinsame Marktregelung für Wein ist am 
1. Juni 1970 in Kraft getreten. Die Frage der ver- 


gleichbaren Zugeständnisse an Spanien wird in der 
Gemeinschaft noch geprüft. 


Türkei 

107 . Das Interimsabkommen für den Warenverkehr 
zwischen der EWG und der Türkei ist am 27. Juli 
1971 in Brüssel unterzeichnet worden und am 1. Sep- 
tember 1971 in Kraft getreten. Es ist bis zum 30. Sep- 
tember 1972 befristet. 

Durch dieses Abkommen werden die in die Kom- 
petenz der Gemeinschaft fallenden handeslpoliti- 
schen Bestimmungen des am 23. November 1970 
Unterzeichneten Zusatzprotokolls für die Über- 
gangsphase der Assoziation mit der Türkei vor Ab- 
schluß der Ratifizierungsverfahren in Kraft gesetzt. 
In der Bundesrepublik ist das Zustimmungsgesetz 
zum Zusatzprotokoll und zu den übrigen zum glei- 
chen Zeitpunkt Unterzeichneten Abkommen in Vor- 
bereitung. Der Entwurf wird in Kürze den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet. 

Mit dem Interimsabkommen, das für gewerbliche 
türkische Erzeugnisse mit wenigen Ausnahmen bei 
der Einfuhr in die Gemeinschaft völlige Zollfreiheit 
gewährt, bei wichtigen Agrarwaren des türkischen 
Exportinteresses Importerleichterungen vorsieht 
und der Gemeinschaft erstmals lineare Zollsenkun- 
gen von 10 bzw. 5 Vo für ihre industriellen Aus- 
fuhren in die Türkei einräumt, werden die beider- 
seitigen Handelsbeziehungen in einen neuen, 
weiteren Rahmen gestellt. Er soll nach dem Willen 
der beteiligten Regierungen die Grundlage für die 
allmähliche Heranführung der türkischen Wirtschaft 
an die des Gemeinsamen Marktes bilden. Die Moda- 
litäten, insbesondere die schrittweise Verwirk- 
lichung der Zollunion, sind im Zusatzprotokoll fest- 
gelegt. 


Griechenland 

108 . Die Beziehungen der EWG zu Griechenland 
blieben auch in diesem Berichtszeitraum unverän- 
dert, gekennzeichnet durch das Stagnieren in der 
Weiterentwicklung der Assoziation. Zur Abwick- 
lung der laufenden Geschäfte trat der Assoziations- 
ausschuß auf Referentenebene mehrmals und am 
26. Mai 1971 der Assoziationsrat auf Botschafter- 
ebene zusammen. Durch Beschluß im schriftlichen 
Verfahren stimmte die Gemeinschaft einem grie- 
chischen Antrag auf beschleunigte Angleichung (Sen- 
kung) des griechischen Außenzolls an den Gemein- 
samen Zolltarif für eine Reihe von Halbfertigerzeug- 
nissen des gewerblichen Sektors und Lebensmittel- 
zubereitungen zu. 

Die Vorschläge der Kommission zur Anpassung der 
unterschiedlichen Einfuhrregelung der Mitglied- 
staaten für griechische Weine an die EWG-Wein- 
marktordnung haben noch zu keiner gemeinschafts- 
internen Einigung geführt. Die Gründe liegen nicht 
zuletzt bei den Schwierigkeiten, eine gemeinsame 
Politik für Weineinfuhren aus den Mittelmeerlän- 
dern zu definieren, mit denen die Gemeinschaft 
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besondere Beziehungen unterhält. Griechenland ver- 
langt nachdrücklich eine Verbesserung des gegen- 
wärtigen Systems. 


Malta 

109 . Am 1. April 1971 ist das Assoziierungsabkom- 
men EWG — Malta in Kraft getreten. Aussagen über 
die handelspolitischen Auswirkungen wären noch 
verfrüht. Die neue Regierung Maltas hält an dem 
Abkommen fest und hat an dessen weiterer Aus- 
gestaltung (Erhöhung der Textilkontingente, Einbe- 
ziehung von Agrarerzeugnissen) und Anpassung an 
die Verhältnisse der erweiterten Gemeinschaft In- 
teresse bekundet. 


Zypern 

110 . Aufgrund eines Mandates des Rates hat die 
EG-Kommission ab März 1971 Sondierungsge- 
spräche mit der Regierung Zyperns geführt. In 
einem im Juli 1971 vorgelegten Bericht schlägt sie 
die Assoziierung Zyperns mit der EWG vor. Der 
Rat wird sich demnächst mit dem Kommissionsbe- 
richt befassen. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß die künftigen Beziehungen zu Zypern 
im Lichte der bisherigen Mittelmeerpolitik der Ge- 
meinschaft und der Konsequenzen zu sehen sind, die 
aus dem Beitritt Großbritanniens als eines wich- 
tigen Absatzmarktes für Zypern entstehen. 


XVI. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

111 . Die Assoziierungs- und Präferenzabkommen 
mit Entwicklungsländern in Afrika und im Mittel- 
meerraum (17 afrikanische Staaten und Madagaskar, 
3 ostafrikanische Staaten, Marokko, Tunesien, Israel) 
entwickeln sich weiterhin zufriedenstellend. Die 
Gemeinschaft beobachtet in enger Konsultation mit 
ihren Vertragspartnern die Auswirkungen, die sich 
auf Grund des Inkrafttretens des Systems der All- 
gemeinen Präferenzen auf die Assoziierungs- und 
Präferenzabkommen ergeben. Auf entsprechende 
Bitten Marokkos, Tunesiens und Israels prüft die 
Kommission zur Zeit, welche Folgerungen für diese 
Abkommen im Hinblick auf die Erweiterung der 
Gemeinschaft zu ziehen sind. Die Kommission be- 
absichtigt, hierüber dem Rat sobald wie möglich zu 
berichten. 

Die Weiterentwicklung der Assoziierungs- und Prä- 
ferenzabkommen ist auch in dem Memorandum über 
eine gemeinschaftliche Entwicklungshilfepolitik an- 
gesprochen, das die Kommission dem Rat im August 
1971 vorgelegt hat. Der Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit des Bundestages hat in seiner Sit- 
zung am 29. September 1971 die Bundesregierung 
aufgefordert, so schnell wie möglich ihre Stellung- 
nahme zu dem Memorandum der Kommission vor- 
zulegen und über Aktivitäten zur Kooperation im 


Rahmen der Gemeinschaft in der Vergangenheit zu 
berichten. 

112 . Im Berichtszeitraum konnten die zwischen der 
Gemeinschaft und verschiedenen assoziierten Staa- 
ten seit längerer Zeit laufenden Verhandlungen 
über die jeweils anzuwendenden Ursprungsregeln 
abgeschlossen werden. So traten am 1. Juni bzw. 
1. Juli 1971 Vorschriften in Kraft, durch welche die 
im Rahmen der Assoziationen mit dem AASM bzw. 
den ÜLG geltenden Ursprungsbestimmungen zum 
Teil neu gefaßt und ergänzt worden sind. 

In ihren Grundzügen ähnliche Bestimmungen über 
den Warenursprung gelten seit dem 1. Juli 1971 
auch im Warenverkehr zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den Staaten der ost- 
afrikanischen Gemeinschaft. 

113 . Die gemeinschaftsinternen Diskussionen über 
Art und Umfang eines Abkommens mit Algerien 
konnten noch nicht abgeschlossen werden. 

114 . Die Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft 
und der VAR sowie dem Libanon über den Abschluß 
von Präferenzabkommen wurden fortgeführt. Durch 
Briefwechsel vom 22. Juli 1971 wurde das Abkom- 
men über den Handelsverkehr und die technische 
Zusammenarbeit zwischen der EWG und ihren Mit- 
gliedstaaten einerseits und der Libanesischen Re- 
publik andererseits mit Wirkung vom 1. Juli 1971 
um ein Jahr verlängert. Das Zustimmungsverfahren 
in der BRD ist eingeleitet. 


XVII. Verifikationsabkommen Euratom/Iaeo 

115 . Nach fast zweijährigen schwierigen Verhand- 
lungen erteilte der Rat der EG am 20. September 
1971 der EG-Kommission das Mandat zur Aufnahme 
von Verhandlungen mit der Internationalen Atom- 
Energie-Organisation (lAEO) in Wien über den Ab- 
schluß eines Verifikationsabkommens. Mit diesem 
Beschluß, an dessen Zustandekommen die Bundes- 
regierung intensiv mitgewirkt hat, ist es gelungen, 
die Grundlage für ein Gemeinschaftsabkommen zu 
legen, das es den fünf Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft, die den Nichtverbreitungsvertrag unterzeich- 
net haben, erlaubt, ihre Kontrollverpflichtungen aus 
diesem Vertrag im Einklang mit ihren Gemein- 
schaftsverpflichtungen zu erfüllen; die Bundesre- 
gierung wie die übrigen vier Mitgliedstaaten haben 
die Ratifikation des Nichtverbreitungsvertrages von 
dem Abschluß eines Verifikationsabkommens durch 
die Gemeinschaft abhängig gemacht. 

Mit der Mandatserteilung wird die EG-Kommission 
in den Stand gesetzt, im Namen der Gemeinschaft 
mit der lAEO zu verhandeln und damit die Inter- 
essen der Gemeinschaft, wie die Anerkennung ihres 
Sicherheitskontrollsystems und die Beibehaltung des 
Gemeinsamen Marktes auf dem Kerngebiet, zu 
wahren. Durch die Verhandlungen mit einer der 
UN-Familie angehörenden Organisation von welt- 
weiter Bedeutung wird die politische Stellung der 
Gemeinschaft gestärkt. 
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Freilich machte der Umstand, daß Frankreich Kern- 
waffenstaat ist und den Nichtverbreitungsvertrag 
nicht unterzeichnet hat, gewisse interne Anpassun- 
gen in der Gemeinschaft erforderlich. Im Prinzip 
bleibt es zwar bei den einheitlichen Sicherheitskon- 
trollverfahren Euratoms; die Überprüfung (Verifi- 
kation) dieses Kontrollverfahrens durch die lAEO 
wird jedoch auf die fünf Unterzeichnerstaaten des 
Nichtverbreitungsvertrages beschränkt werden. In 
Frankreich werden nach Inkrafttreten des Verifi- 
kationsabkommens die Euratom-Kontrollen nur noch 
auf die besonderen spaltbaren Stoffe, für die ent- 
sprechende internationale Verpflichtungen bestehen, 
sowie auf die Einrichtungen Anwendung finden, die 
es freiwillig diesen Kontrollen unterstellt. Die fünf 
übrigen Mitgliedstaaten haben dabei der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß Frankreich zu einem spä- 
teren Zeitpunkt alle seine der friedlichen Nutzung 
dienenden Einrichtungen den Euratom-Kontrollen 
unterwirft. 

Da das Verifikationsabkommen sowohl Verpflich- 
tungen der Gemeinschaft als auch der fünf Mit- 
gliedstaaten enthalten wird, soll es außer von der 
Gemeinschaft auch von diesen abgeschlossen wer- 
den. Die Bundesregierung hofft, daß die Verhand- 
lungen mit der lAEO bald aufgenommen und zu 
einem den Interessen aller Beteiligten gerecht wer- 
denden Abschluß geführt werden können. 


D. Sonstiges 


XVIII. Bildungsfragen 

116 . Die Vorarbeiten für eine erste Ratstagung und 
Konferenz der Bildungsminister der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft am 16. November 
1971 sind im wesentlichen abgeschlossen. Der Be- 
richt einer von den Ständigen Vertretern eingesetz- 
ten Ad-hoc-Gruppe hoher Beamter für Bildungs- 
fragen liegt vor und ist im Ausschuß der Ständigen 
Vertreter beraten worden. Die Ratstagung und Kon- 
ferenz der Bildungsminister soll baldmöglichst nach 


der Sommerpause zusammentreten und folgende 
von der Ad-hoc-Gruppe vorgeschlagene Themen be- 
handeln: 

— Bildungspolitische Aspekte der gegenseitigen 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise 

— Fragen der Mobilität der Lehrkräfte und der Stu- 
dierenden im Hochschulwesen 

— Information und Dokumentation über Bildungs- 
fragen; Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
den Bildungssystemen und zwischen den Univer- 
sitäten (französischer Vorschlag eines beson- 
deren Europäischen Zentrums für Bildungsfragen) 

— Schaffung von transnationalen Hochschulen 

— Europäische Universität. 

XIX. Tagung der Justizminister 

117 . Am 3. Juni 1971 fand in Luxemburg die erste 
EWG- Justizministertagung statt, die sich als 152. Ta- 
gung des Rates und Konferenz der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten darstellte. 

Das damit bekundete Interesse an der gemeinschaft- 
lichen Entwicklung einer Rechtsgemeinschaft der 
Mitgliedstaaten beruhte auf einer weitgehenden 
Übereinstimmung in Sach- und Verfahrensfragen. 
Diese erste Begegnung der Justizminister führte zu 
einem vollen Erfolg, der auch darin zum Ausdruck 
kam, daß sie als Beginn regelmäßiger Treffen be- 
trachtet wurde. 

Neue Impulse brachte die Konferenz ferner auf dem 
wichtigen Gebiet der Bekämpfung und Ahndung von 
Verstößen gegen das Gemeinschaftsrecht im Bereich 
der Wirtschaftskriminalität. Damit wurde die bis- 
herige Stagnation überwunden. 

Allgemein interessierende Probleme wie die Ju- 
ristenausbildung und die in verschiedenen Mitglied- 
staaten anlaufenden Projekte der juristischen Da- 
tenbanken wurden von den Ministern mit grund- 
sätzlichen Zielabsprachen diskutiert. Insgesamt 
berechtigt der erfolgreiche Verlauf der Tagung zur 
Hoffnung auf eine Intensivierung der angebahnten 
Kontakte. 
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